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Änderung und Ergänzung der Geschäftsordnung 
des Deutschen Bundestages 
(Schriftlicher Bericht des Ausschusses 
für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung) 


A. Problem 

In der vom 6. Deutschen Bundestag übernommenen Geschäfts- 
ordnung sind Widersprüche, Unstimmigkeiten und in der Praxis 
nicht mehr angewandte Bestimmungen enthalten. 


B. Lösung 

Anpassung der Bestimmungen der Geschäftsordnung an die 
Praxis, Einfügung der bisherigen Vereinbarungen im Ältesten- 
rat in die Geschäftsordnung und eine redaktionelle Überarbei- 
tung unter Ausklammerung materiell strittiger Fragen. 


C. Alternativen 

Hinausschieben dieser Änderungen bis zur generellen Über- 
arbeitung der Geschäftsordnung. 

Der Ausschuß hat diese Alternative abgelehnt, um den Neu- 
druck der Geschäftsordnung nicht zu verzögern. 


D. Kosten 

Keine 
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SchriftUdier Bericht 

des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität 
und Geschäftsordnung 
(1. Ausschuß) 

— Geschäftsordnungsangelegenheiten — 


betr. Änderung und Ergänzung der Geschäftsordnung 
des Deutschen Bundestages 


Sachgebiet 1101 


A. Bericht der Abgeordneten Dr. Stark (Nürtingen), Collet, 

Mertes 


I. Allgemeines 

Mit Schreiben vom 27. November 1969 hat der 
Präsident des Deutschen Bundestages den Vorsitzen- 
den des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität 
und Geschäftsordnung gebeten, die Geschäftsord- 
nung in der zur Zeit geltenden Fassung im Geschäfts- 
ordnungsausschuß überprüfen zu lassen, da in ihr 
offenbar Widersprüche und Unstimmigkeiten ent- 
halten seien, andererseits einige Bestimmungen mit 
der ständigen Praxis des Bundestages nicht mehr in 
Übereinstimmung stünden. Der Präsident teilt in 
diesem Schreiben ferner mit, das Präsidium bitte, 
dabei nur solche Änderungen vorzunehmen, die 
nicht kontrovers seien. 

Entsprechend diesem Wunsch schlägt der Ge- 
schäftsordnungsausschuß im wesentlichen nur Än- 
derungen vor, mit denen Unstimmigkeiten und Un- 
klarheiten beseitigt bzw. nicht mehr angewandte 
Bestimmungen eliminiert oder der Praxis ange- 
paßt werden sollen. 

Der Ausschuß hält es für angebracht, daß die 
Geschäftsordunng nach Annahme der Änderungen 
ohne Änderung der Paragraphenfolge neu verkündet 
wird, um vielfältige Hinweise auf Bekanntmachun- 
gen im Bundesgesetzblatt überflüssig zu machen. 


11. Zu den einzelnen Bestimmungen 

Zu § 1 

Entsprechend der Formulierung in den übrigen 
Bestimmungen der Geschäftsordnung wird auch in 
§ 1 das Wort „Abgeordneter" jeweils durch die 
Worte „Mitglied des Bundestages" ersetzt. 

Der dem Schreiben des Bundestagspräsidenten bei- 
gefügte Vorschlag des Vizepräsidenten Abg. Dr. 
Schmitt-Vockenhausen, wonach — anstelle des an 
Jahren ältesten Mitgliedes des Bundestages — das 
dienstälteste Mitglied beim ersten Zusammentreten 
des Bundestages den Vorsitz führen sollte, wurde 
vom Ausschuß lediglich andiskutiert, aber im Hin- 
blick auf den Wunsch des Präsidenten, nur die un- 
streitigen Änderungen vorzunehmen, zurückgestellt. 

Zu § 2 

In Absatz 1 sind die Worte „des Bundestages" — 
weil überflüssig — gestrichen worden. 

In Absatz 2 war die bisherige Bestimmung der 
Mehrheit unzutreffend. Der Ausschußantrag ent- 
spricht den Formulierungen des Grundgesetzes. 
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Zu § 3 I 

In § 3 Satz 2 mußten die Worte „in Verbindung 
mit § 6 Abs. 1" gestrichen werden, da diese Ver- 
weisung durch die Neufassung der Geschäftsord- 
nung aufgrund der Drucksache V/4373 hinfällig ge- | 
worden ist. 


Zu § 4 

In Absatz 4 ist die Fassung ebenfalls der Formu- 
lierung des Grundgesetzes angepaßt worden. 


Zu § 6 

In Absatz 2 ist der letzte Satz lediglich redaktio- 
nell umgestellt worden. | 

In Absatz 3 wurde Satz 2 den Bestimmungen der ' 
§§27 ff. der Bundeshaushaltsordnung angepaßt. : 

Zu § 7 

In Absatz 3 wird lediglich vorgeschlagen, die 
Worte „bei der Bundestagskasse" zu streichen, da 
es eine Bundestagskasse nicht gibt. i 

Dieser Streichungsvorschlag geht auf einen Hin- | 
weis des Bundesministeriums der Finanzen zurück. | 

In Absatz 5 wurde lediglich eine redaktionelle i 
Vereinfachung vorgenommen. i 

Zu § 8 

In Absatz 1 wurden zur Verdeutlichung die Worte ' 
„die diensttuenden" durch das Wort „zwei" ersetzt. I 

In Absatz 3 wird eine rein redaktionelle Ände- ' 
rung vorgeschlagen. 

I 

Zu § 10 

i 

In Absatz 1 sind die Worte „fünf Prozent" durch j 
die Worte „fünf vom Hundert" ersetzt worden. 1 

In Absatz 3 wird vorgeschlagen, den Relativsatz ■ 
„die sich nach den vorstehenden Bestimmungen ge- I 
bildet haben" zu streichen, da er nach der Neufas- | 
sung des Absatzes 1 in der vorangegangenen Wahl- 
periode überflüssig geworden ist. 

In Absatz 4 konnte die Regelung für den Zusam- ! 
menschluß von Gruppen zu einer Fraktion entfal- 
len, da es nach Absatz I Satz 2 nur eine Regelung 
für den Zusammenschluß von Mitgliedern des Bun- 
destages zu einer Fraktion gibt und nicht den Zu- 
sammenschluß von Gruppen zu einer Fraktion. Ent- 
sprechend konnte der bisherige Satz 2 des Ab- 
satzes 4 neu gefaßt werden. 


Zu den §§16 und 17 

Aufgrund der Änderung des Diätengesetzes war 
der bisherige § 16 Abs. 2 nicht mehr anwendbar. 
Nach dem jetzt geltenden Diätengesetz ist nicht 
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mehr das Fernbleiben von Sitzungen entscheidend, 
sondern die Eintragung in die Anwesenheitsliste. 
Bei den Abzügen handelt es sich nicht um die Ein- 
behaltung eines Teilbetrages der Aufwandsentschä- 
digung, sondern des Tagegeldpauschales. 

§§ 16 und 17 konnten daher zu einem neuen § 16 
zusammengefaßt werden. 

Zu § 18 

Die Bestimmung des § 18 in der bisher geltenden 
Fassung ist, soweit der Bundestag auf Empfehlung 
des Ältestenrates Urlaub für länger als eine Woche 
erteilen sollte, nicht angewandt worden. Der Aus- 
schuß schlägt dsehalb vor, daß es bei Urlaubsanträ- 
gen bis zur Dauer von einer Woche bei der bis- 
herigen Regelung verbleiben, aber bei Anträgen 
auf längeren Urlaub der Präsident grundsätzlich 
den Ältestenrat hören soll. Das Wort „grundsätz- 
lich" ist aufgenommen worden, weil Urlaubsanträge 
auch in sitzungsfreien Wochen eingereicht werden 
können und es dem um Urlaub nachsuchenden Mit- 
glied des Bundestages unter Umständen nicht zuge- 
mutet werden kann, eine Sitzung des Ältestenrates 
abzuwarten. 

Zur Überschrift des VII. Abschnitts 

Aufgrund der Neuregelung der §§ 24 bis 26 
schlägt der Ausschuß vor, die Überschrift des VII. 
Abschnitts entsprechend zu ändern. 

Zu den §§24 bis 26 

Entsprechend der bisherigen Praxis des Bundes- 
tages soll die Reihenfolge der §§ 24, 25 und 26 um- 
gestellt werden. Die Reihenfolge in der geltenden 
Geschäftsordnung wurde aus der Geschäftsordnung 
des Reichstages übernommen, die eine andere Praxis 
hinsichtlich der Festsetzung der Termine und der 
Tagesordnung vorsah. 

Zu § 24 

Absatz 1 ist die Übernahme der geltenden Praxis 
(vgl. dazu Vereinbarung im Ältestenrat vom 
26. April 1965, die dem bisherigen § 26 als Anmer- 
kung angefügt ist). 

Absatz 2 Satz 1 entspricht dem bisherigen § 26 
Abs. 1, lediglich das Wort „Bundesministerien" 
wurde durch das Wort „Bundesregierung" ersetzt. 
Sowohl in der Verfassung wie in der Geschäftsord- 
nung ist an keiner Stelle von Bundesministerien die 
Rede. Der Ausschuß geht dennoch davon aus, daß 
hinsichtlich der Zuleitung der Tagesordnung keine 
Änderung eintritt. 

Absatz 3 entspricht dem bisherigen Absatz 3 des 
§ 26. 

, Absatz 4 des bisherigen § 26 kann wegen der 

I generellen Regelung entfallen. 

I Absatz 5 entspricht dem bisherigen § 26 Abs. 5. 

1 Durch die Einfügung der Worte „und beraten" soll 
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sichergestellt werden, daß diese Anträge auch bera- 
ten werden müssen, also nicht von der Tagesord- 
nung abgesetzt werden können. Der Satz „Absatz 4 
Satz 1 findet keine Anwendung" kann deshalb ge- 
strichen werden. 

Absatz 6 entspricht in etwa dem Absatz 2 des 
bisherigen § 26. Der hier zu regelnde Fall kann nur 
verursacht werden durch Aufhebung der Sit- 
zung wegen Beschlußunfähigkeit. Bei einer norma- 
len Vertagung oder Unterbrechung der Sitzung greift 
Absatz 6 nicht durch. Der Ausschuß sieht in seinem 
Vorschlag vor, dem Präsidenten zusätzlich das Recht 
einzuräumen, die Wiederholung einer erfolglosen 
Abstimmung oder Wahl von der Tagesordnung ab- 
zusetzen. Dabei hat der Ausschuß jedoch geglaubt, 
zur Wahrung der Rechte des Bundestages die Ab- 
setzung von der Zustimmung des Bundestages ab- 
hängig machen zu sollen. 

Zu § 25 

Zunächst schlägt der Ausschuß in Absatz 1 vor, das 
Wort „Zeit" durch das Wort „Termin" zu ersetzen. 
Wegen der Regelung der Einberufung und Festset- : 
zung der Tagesordnung nach Feststellung der Be- ' 
Schlußunfähigkeit in § 24 hielt der Ausschuß es für > 
erforderlich, Absatz 1 entsprechend anzupassen. Im 
übrigen soll eine eventuell notwendige Änderung ■ 
des § 25 einer späteren Überarbeitung der Ge- j 
schäftsordnung Vorbehalten bleiben. I 

I 

Zu § 26 

§ 26 entspricht dem bisherigen § 24. In Satz 2 i 
sind die Worte „nach Vereinbarung im Ältestenrat 
oder" zur Anpassung an die entsprechende Praxis 
des Bundestages eingefügt worden. Der bisherige 
Satz 3 kann wegen der generellen Regelung der Ver- 
teilung der Tagesordnung entfallen. 

Zu § 28 I 

In § 28 wird vorgeschlagen, das Wort „ver- 
wandter" durch die Worte „im Sachzusammenhang 
stehender" zu ersetzen, um damit eine Anpassung i 
an die frühere Änderung des § 60 Abs. 2 zu errei- 
chen. 


Zu § 29 

In Absatz 1 letzter Satz soll nach den Vorstei- i 
lungen des Ausschusses das Wort „Änderungsan- 
trägen" durch das Wort „Anträgen" ersetzt werden, 
da über Anträge auf Übergang zur Tagesordnung 
vor allen anderen Anträgen abzustimmen ist, so 
auch vor dem Antrag auf Überweisung an einen 
Ausschuß. 


Zu § 30 

In Absatz 1 schlägt der Ausschuß vor, das Wort 
„Beratung" durch das Wort „Aussprache" zu erset- 
zen. Die Ersetzung soll verdeutlichen, daß die Bera- 


tung aus mehreren Teilen bestehen kann, und zwar 
aus der Einbringung mit eventueller Begründung, 
der Aussprache und der Abstimmung, die die Bera- 
tung abschließt. 

In Absatz 2 ist in Satz 1 das Wort „abbrechen" 
durch das Wort „vertagen" ersetzt worden, und zwar 
in Anpassung an den Satz 2, in dem von einem An- 
trag auf Vertagung die Rede ist. Die Vertagung kann 
auf eine bestimmte oder unbestimmte Zeit erfolgen. 

Entsprechend muß auch die Überschrift geändert 
werden. 


Zu § 39 

In Absatz 1 schlägt der Ausschuß vor, die Worte 
„Beratung eines Gegenstandes" durch die Worte 
„Aussprache über einen Gegenstand" zu ersetzen 
(vgl. Erläuterungen zu § 30), denn im Grunde kann 
nur die Dauer der Aussprache, nicht aber die Dauer 
der Beratung festgesetzt werden. 

In Absatz 3 sind die Worte „in derselben Aus- 
sprache" eingefügt und das Wort „gleichen" durch 
das Wort „selben" ersetzt worden. Mit diesem Vor- 
schlag soll sichergestellt werden, daß die Ordnungs- 
maßnahme nicht, wie die bisherige Formulierung 
offen ließ, eventuell für alle drei Beratungen gelten 
soll, sondern nur für die Aussprache in der jewei- 
ligen Beratung. Der Ausschuß geht unabhängig von 
diesem Änderungsvorschlag davon aus, daß Er- 
klärungen zur Abstimmung oder die Abgabe per- 
sönlicher Erklärungen auch nach Wortentzug mög- 
lich sein müssen. 

Der Ausschuß hat im übrigen die Frage geprüft, 
ob die im Bundestag aufgetretenen Auslegungs- 
schwierigkeiten des Absatzes 2 durch eine Inter- 
pretation seitens des Geschäftsordnungsausschusses, 
die dem Plenum vorzulegen wäre, bereinigt werden 
könnten. Der Ausschuß kam nach längerer Diskus- 
sion dieser Frage zu dem Ergebnis, daß es einer ein- 
gehenderen Beratung zur Klärung dieses Fragen- 
komplexes bedürfe und unter Umständen eine Än- 
derung des Absatzes 2 erforderlich sei. Im Hinblick 
auf den hier gesteckten Rahmen der Änderung der 
Geschäftsordnung glaubte der Ausschuß zunächst 
von einem Änderungsvorschlag absehen zu sollen. 


Zu § 4i 

Mit der Neufassung soll klargestellt werden, daß 
zwischen der Mahnung zur Sache und der Mahnung 
zur Ordnung differenziert werden muß. Die ange- 
drohte Wortentziehung darf nach Meinung des Äus- 
schusses nur erfolgen, wenn der Redner entweder 
dreimal zur Sache oder dreimal zur Ordnung geru- 
fen wurde. Durch die Klarstellung wird die bisher 
offen gelassene Frage dahin beantwortet, daß eine 
kumulative Wirkung nicht möglich ist. 

Ferner sind die Worte „in der gleichen Sache" 
durch die Worte „in derselben Aussprache" ersetzt 
worden. Auch mit dieser Änderung soll klargestellt 
werden, daß sich die Ordnungsmaßnahme jeweils 
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nur auf die Aussprache während einer Beratung be- 
ziehen darf. 

Zu § 42 

Der Ausschuß schlägt vor, jeweils die Worte „be- 
troffenes" oder „ausgeschlossenes Mitglied" durch 
das Wort „Betroffener" zu ersetzen. 

In Absatz 3 wurde eine Anpassung an die Praxis 
des Bundestages und an die Neufassung des Diäten- 
gesetzes vorgenommen. 

Der Ausschuß hat Überlegungen angestellt, die 
dahin gehen, den vorgeschlagenen Absatz 3 nach 
einer eingehenden Diskussion in den Fraktionen 
einer erneuten Korrektur zu unterziehen. Es wurde 
u. a. geltend gemacht, daß der Betroffene Bericht- 
erstatter in einem Ausschuß sein könne und sein 
Ausschluß die Arbeiten im Ausschuß u. U. verzögern 
würde. Als Alternative wurde erörtert, ob es nicht 
sinnvoll sei, den Ausschluß nur für Plenarsitzungs- 
tage gelten zu lassen, wobei dann allerdings in Ab- 
satz 1 die Zahl der Plenarsitzungstage reduziert 
werden müßte. 

Da der Ausschuß der Auffassung war, daß eine 
entsprechende Änderung erst nach Vorberatung in 
den Fraktionen erfolgen kann, hat er davon abge- j 
sehen, hier schon einen Änderungsvorschlag zu un- 
terbreiten. : 

Der bisherige Absatz 5 entspricht nicht mehr der 
Praxis des Bundestages. Die vom Ausschuß vorge- 
schlagene Formulierung stellt eine Anpassung an 
die gegenwärtige Regelung dar. Sollte sich ein aus- 
geschlossenes Mitglied dennoch eintragen, muß 
seine Eintragung als gegenstandslos betrachtet wer- 
den. 

Zu § 43 

§ 43 wurde hinsichtlich der Formulierung dem § 42 
angepaßt. Entsprechend der Verdeutlichung in § 30 
— die Beratung kann aus drei Teilen bestehen — 
mußte hier das Wort „Beratung" durch „Aussprache" 
ersetzt werden. 

Zu § 44 

In § 44 ist das Wort „aussetzen" jeweils durch 
das Wort „unterbrechen" ersetzt worden. Das Wort 
„unterbrechen" ist zur Abgrenzung zur Vertagung, 
Schluß der Beratung und zum Aussetzen der Ab- 
stimmung (vgl. § 49 Abs. 3 in der Fassung des Aus- 
schußantrages) gewählt worden. 

Im letzten Satz ist das Wort „ladet" durch das 
Wort „beruft" ersetzt worden zur Anpassung an die 
Formulierung in § 24 Abs. 6 in der Fassung des 
Ausschußantrages. 

Zu § 46 

In § 46 schlägt der Ausschuß vor, im letzten Satz 
die Worte „mit einfacher Mehrheit" zur Anpassung 
an die übrigen Bestimmungen über Beschlüsse im 
Grundgesetz und in der Geschäftsordnung zu strei- 
chen. 


Zu § 48 

In der Überschrift und in den Absätzen 1 bis 3 
schlägt der Ausschuß vor, jeweils das Wort „Be- 
ratung" durch das Wort „Aussprache" zu ersetzen. 

Zur Begründung vgl. Erläuterungen zu § 30. 

In Absatz 3 schlägt der Ausschuß ferner vor, die 
Worte „sachliche Anträge" durch die Worte „An- 
träge zur Sache" zu ersetzen, da dieser Begriff dem 
Gewollten eindeutiger entspricht. 

Zu §§ 49 bis 51 

Nach dem Vorschlag des Ausschusses sollen die 
Bestimmungen der bisherigen §§ 49 bis 51 in einem 
Paragraphen unter der Überschrift „Feststellung der 
Beschlußfähigkeit, Folgen der Beschlußunfähigkeit" 
zusammengefaßt werden. 

Während der Absatz 1 des § 49 unverändert über- 
nommen werden soll, soll nach dem Vorschlag des 
Ausschusses der bisherige § 49 Abs. 2 hier entfallen 
und in neuer Fassung dem § 54 als Absatz 3 ange- 
fügt werden. 

Der neugefaßte Absatz 3 des § 49 entspricht dem 
bisherigen Satz 2 des § 50 Abs. 1. Der bisherige 
Satz 1 des § 50 kann nach Meinung des Ausschusses 
entfallen, da er eine Selbstverständlichkeit enthält. 
Im übrigen soll durch die Einfügung des Wortes 
„anwesenden" die bisherige Praxis verankert wer- 
den, wonach die Beschlußfähigkeit nur von anwesen- 
den Mitgliedern bezweifelt werden kann. 

tm.-. 

Der bisherige § 51 soll nach den Vorstellungen 
des Ausschusses dem § 49 als Absatz 4 angefügt 
werden, wobei die Einleitungsworte redaktionell ge- 
ändert wurden, da die bisherige Formulierung unge- 
nau war. Wegen der Regelung der Rechte des Prä- 
sidenten bei Beschlußunfähigkeit in § 24 Abs. 6 
(neu) können Satz 1 zweiter Halbsatz und Satz 2 ge- 
strichen werden. Anstelle dieser Sätze soll der Ver- 
weis auf die genannte Bestimmung eingefügt wer- 
den. 

Zu § 54 

Absatz 1 entspricht in den Sätzen 1 und 2 dem 
bisherigen § 54. In Satz 2 sind lediglich die Worte 
„nach der dritten Beratung" durch die Worte „über 
Gesetzentwürfe (§ 88)" ersetzt worden. 

Absatz 2 entspricht der bisherigen Regelung in 
den Sätzen 3 und 4 des § 54, eingefügt sind ledig- 
lich die Worte „ein Bundesgesetz". Absatz 3 ent- 
spricht der bisherigen Regelung in § 49 Abs. 2. Auch 
hier sind die Worte „ein Bundesgesetz" eingefügt 
worden. Die Worte „die vorgeschriebene Mitglie- 
derzahl anwesend ist und" sollen gestrichen wer- 
den; sie können entfallen, da die Feststellung über 
die Präsenz in jedem Falle diese Feststellung mit 
umfaßt. Dies gilt auch für den Fall des Artikels 77 
Abs. 4 Satz 2 des Grundgesetzes. Absatz 4 ent- 
spricht dem bisherigen Satz 4 des § 54. Die neue For- 
mulierung erscheint dem Ausschuß insoweit klarer, 
als sie festlegt, daß die Erklärung vor der Abstim- 
mung erfolgen muß. Im übrigen ist der Begriff „sich 
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der Abstimmung enthalten" ungenau, es gibt wohl 
eine Enthaltung der Stimme, an der Abstimmung 
aber nimmt man nicht teil. 

In diesem Zusammenhang hat der Ausschuß die 
Frage erörtert, ob es bei Einräumung dieses Rechts 
nicht sinnvoll sein könnte, bei Nichtteilnahme an 
einer namentlichen Abstimmung die Folgen nach 
dem Diätengesetz anders zu regeln. 


Zu § 55 

In Absatz 1 ist eine redaktionelle Änderung durch 
Streichung überflüssiger Worte vorgenommen wor- 
den. 

In Absatz 2 letzter Satz ist lediglich die Festle- 
gung der Mehrheit in der üblichen Form vorgesehen 
worden. 


Zu § 56 

Bei § 56 schlägt der Ausschuß die Streichung der 
Worte „Zweifel über das Ergebnis" in der Über- 
schrift vor, da sie nach Meinung des Ausschusses 
überflüssig sind und nicht durch die Regelung in 
Absatz 1 gedeckt werden. 

In Absatz 2 schlägt der Ausschuß die Streichung 
des Wortes „alsdann" vor. 


Zu § 59 

Mit der Neufassung des § 59 versucht der Aus- 
schuß zunächst klarzustellen, daß Erklärungen zur 
Abstimmung erst nach Schluß der Aussprache abge- 
geben werden können. Damit soll verhindert wer- 
den, daß vor Schluß der Aussprache dem Sitzungs- 
vorstand schriftliche Erklärungen zur Abstimmung 
übergeben werden, ohne daß das betreffende Mit- 
glied des Bundestages bis zum Schluß der Aus- 
sprache anwesend war. Zum anderen soll die Ab- 
gabe von Erklärungen auf jene Abstimmungen be- 
schränkt werden, die die Beratung eines Gegen- 
standes abschließen. Diese Formulierung bedingt 
andererseits die Eröffnung der Möglichkeit zur 
Abgabe einer Erklärung auch zu namentlichen 
Abstimmungen. Nach Auffassung des Ausschusses 
ist kein vernünftiger Grund ersichtlich, weshalb den 
Mitgliedern des Bundestages verwehrt werden 
sollte, ihr Votum, obwohl es anschließend feststell- 
bar ist, zu begründen. Im übrigen ist von dieser 
Praxis bereits mehrfach stillschweigend Gebrauch 
gemacht worden. 

Die Erklärungen können mündlich oder in schrift- 
licher Form abgegeben werden. Schriftlich abgege- 
bene Erklärungen sind in dem Stenographischen Be- 
richt der jeweiligen Sitzung aufzunehmen. 


Zu § 64 

In Absatz 2 soll nach Vorschlag des Ausschusses 
das Wort „Befugnisse" durch das Wort „Rechte" 
ersetzt werden. 


Zu § 77 

In § 77 sind die Absätze 1 und 2 unverändert ge- 
blieben, während der Absatz 3 (alter Fassung) nach 
Meinung des Ausschusses gestrichen werden konnte, 
da er lediglich einen Sonderfall der Absetzung von 
der Tagesordnung enthält. Durch die Neufassung 
des § 24 wird die Absetzung von der Tagesordnung 
generell geregelt. 

Die neue Fassung des Absatzes 3 berücksichtigt 
generell die in der vorigen Wahlperiode beschlos- 
sene Neufassung des § 77 Abs. 1, wonach bestimmte 
Vorlagen oder Anträge in weniger als drei Bera- 
tungen behandelt werden können. Ohne eine 'solche 
generelle Regelung hätte eine Sonderregelung bei 
mehreren Bestimmungen aufgenommen werden 
müssen, um sicherzustellen, daß in Fällen, in denen 
von drei Beratungen abgewichen wird, bei der ab- 
schließenden Beratung auch die Vorschriften über 
die zweite Beratung Anwendung finden. 


Zu § 78 

In § 78 kann der letzte Satz aufgrund der Neu- 
fassung des § 77 Abs. 3 in Verbindung mit der Neu- 
fassung des § 81 Abs. 3 gestrichen werden. Da § 78 
sich nur auf die erste Beratung von Gesetzentwür- 
fen bezieht, die nach § 77 in drei Beratungen erle- 
digt werden, soll die Neufassung die bisher miß- 
verständliche Formulierung ersetzen. 


Zu § 81 

In Absatz 1 sollen nach dem Vorschlag des Aus- 
schusses die Worte „und Entschließungen" gestri- 
chen werden, weil durch eine Neuformulierung des 
§ 89 alle Bestimmungen über Entschließungen zu- 
sammengefaßt sind. Der letzte Satz des bisherigen 
Absatzes 1 wurde mit dem Satz 1 des Absatzes 2 zu 
einem neuformuMerten Absatz 2 zusammengefaßt. 
Der bisherige Absatz 2 Satz 2 kann wegen der gene- 
rellen Regelung für Entschließungsanträge entfallen. 

Der neue Absatz 3 bringt eine Klarstellung und 
eine Anpassung an das Verfassungsrecht. 


Zu § 87 

In Satz 1 schlägt der Ausschuß vor, die umständ- 
liche Formulierung „einmaligen oder in der dritten 
Beratung" durch die Worte „abschließenden Bera- 
tung" zu ersetzen, da diese Formulierung alle ge- 
schäftsordnungsmäßigen Möglichkeiten deckt. Im 
übrigen wurde das Wort „gedruckt" gestrichen, da 
es nach Auffassung des Ausschusses nicht entschei- 
dend ist, ob der Antrag gedruckt oder hektogra- 
phiert ist, sondern lediglich, ob er an die Mitglieder 
des Bundestages verteilt war. 

In Satz 2 mußte entsprechend der vom Ausschuß 
vorgeschlagenen Einteilung einer Beratung das 
Wort „Beratung" durch das Wort „Aussprache" er- 
setzt werden (vgl. Erläuterung zu § 30). 
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Zu § 89 

In § 89 sollen die Bestimmungen über Entschlie- 
ßungsanträge zusammengefaßt werden. 

Satz 2 des Vorschlages entspricht dem bisherigen 
§ 89, nur daß die Worte „nach der dritten Beratung" 
durch die Worte „nach der Schlußabstimmung" er- 
setzt worden sind. Mit dieser Korrektur ist die Neu- 
fassung des § 77 Abs. 1 berücksichtigt. 

Satz 3 der Neufassung ermöglicht die Abstim- 
mung über Entschließungen zu Teilen des Haus- 
haltsplans während der dritten Beratung. 

Zu § 93 

In Absatz 2 wird lediglich vorgeschlagen, das 
Wort „gleichen" durch das Wort „selben" zu erset- 
zen, da dieses Wort nach Auffassung des Ausschus- 
ses korrekter ist. 


Zu § 95 

§ 95 kann gestrichen werden, wenn dem § 89 nach 
Vorschlag des Ausschusses zugestimmt wird, da dort 
eine entsprechende Regelung aufgenommen wurde. 


Zu § 97 

Die bisherige Regelung des Absatzes 2 ist über- 
holt. Sie bezieht sich noch auf die Praxis des Reichs- 
tages, wonach Gruppen von Abgeordneten, die nicht 
die für Fraktionen erforderliche Mitgliederzahl hat- 
ten, von anderen Fraktionen Unterschriften zur Ver- 
fügung gestellt wurden. Dabei bedeutet das Wort 
„Unterstützer" nicht, daß diese Abgeordneten sich 
mit ihrer Unterschrift mit dem Antrag identifizier- 
ten. 

Der neuformulierte Absatz 3 dient der Wahrneh- 
mung der Rechte der Antragsteller und ist der Neu- 
fassung des § 73 angepaßt. 


Zu § 98 

In § 98 soll lediglich in Absatz 3 nach dem Wort 
„Stimmzettel" der Hinweis auf § 54 a eingefügt 
werden. 


Zu § 99 

In Absatz 2 wird vorgeschlagen, die Worte „ge- 
druckt vorliegen", durch die Worte „verteilt sind" 
zu ersetzen (vgl. Erläuterungen zu § 87). 

Absatz 3 wird vom Ausschuß wegen der generel- 
len Regelung der Worterteilung in § 33 zur Strei- 
chung vorgeschlagen. 


Zu § 110 

In Absatz 1 schlägt der Ausschuß vor, das Wort 
„Tatsachen" durch das Wort „Bereiche" zu erset- 
zen, da sich die Anfragen nicht immer auf Tatsa- 


chen beziehen müssen bzw. beziehen können. In 
Satz 2 empfiehlt der Ausschuß, von der bisherigen 
Verpflichtung zu einer kurzen Begründung abzuse- 
hen, da es Fragen gibt, die keiner Begründung be- 
dürfen, sich vielmehr aus sich selbst verstehen. 

Die Neufassung des Absatzes 2 geht auf die Ver- 
einbarung im Ältestenrat vom 23. Februar 1950 zu- 
rück, wonach lediglich in den amtlichen Mitteilun- 
gen, die ohne Verlesung in den Stenographischen 
Bericht aufgenommen werden, bekanntzugeben ist, 
daß die Antwort der Bundesregierung eingegangen 
ist und unter welcher Drucksachennummer sie ver- 
teilt wird. Die Beibehaltung der Frist soll dem an- 
fragenden Mitglied des Bundestages die Möglich- 
keit einräumen, nach Verstreichen der Frist zu ver- 
suchen, von der Bundesregierung auf dem einen 
oder anderen Wege eine Antwort zu erhalten. 

Zu § 111 

§ 111 wurde lediglich redaktionell in Satz 2 geän- 
dert. 


Zu § 121 

In § 121 hat der Ausschuß versucht, eine Formu- 
lierung zu finden, die den derzeitigen Gegebenhei- 
ten und Bedürfnissen gerecht wird. Absatz 2 des 
bisherigen § 121 wird zur Streichung empfohlen, da 
diese Bestimmung den tatsächlichen Gegebenheiten 
nicht mehr entspricht und der mögliche Inhalt des 
Amtlichen Protokolls kaum erschöpfend in dieser 
Bestimmung wiedergegeben werden kann. 


Zu § 122 

In § 122 wird eine praktikable Lösung vorgeschla- 
gen. Die bisherige Regelung entspricht nicht der 
Praxis. 


Zu § 126 

In § 126 ist eine Ausnahmeregelung für Petitio- 
nen und für Vorlagen, die keiner Beschlußfassung 
bedürfen, aufgenommen worden. Zu letzteren ge- 
hören insbesondere von der Bundesregierung dem 
Bundestag zu erstattende Berichte und die EWG- 
Vorlagen. Mit der Neuregelung sollen Unklarheiten 
beseitigt werden. 


Zu § 131 

Absatz 2 bringt eine Anpassung an die Ergän- 
zung des Grundgesetzes. 

* 

In den §§ 31, 57, 75, 78, 80, 81, 87, 97, 100, 105, 
106, 107, 108, 116 und 1 16 c ist lediglich bei der Fest- 
legung des Quorums — von mindestens soviel Mit- 
gliedern des Bundestages, wie einer Fraktionsstärke 
entspricht — jeweils das Prädikat zwischen die 
Worte „des Bundestages" und „wie einer Fraktions- 
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stärke entspricht'' gesetzt worden, da der Ausschuß 
der Auffassung ist, daß diese Formulierung stili- 
stisch besser und leichter lesbar ist. Diese Umstel- 
lung ist nur dann erfolgt, wenn sie dem vom Aus- 
schuß vorgesehenen Zweck dienlich erschien. 

Anlage 3 (Vorläufige Bestimmungen über Aus- 
sprachen zu Fragen von allgemeinem aktuellen In- 
teresse) 

In Nummer 1 soll Absatz 1 redaktionell geändert 
werden. Die Änderung äst nach Auffassung des Aus- 
schusses stilistisch besser. 


Bonn, den 12. März 1970 


Dr. Stark (Nürtingen) 
Collet 
Mertes 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Die Änderungen und Ergänzungen der Geschäfts- 
ordnung des Deutschen Bundestages und ihrer 
Anlage 3 werden in der aus der Anlage ersicht- 
lichen Fassung angenommen. 

2. In den Anlagen der Geschäftsordnung des Deut- 
schen Bundestages wird jeweils das Wort „Ab- 
geordneter" durch die Worte „Mitglied des Bun- 
destages" ersetzt. 

3. Die Geschäftsordnung des Deutschen Bundesta- 
ges wird ohne Änderung der Paragraphenfolge 
neu bekanntgemacht. 


Bonn, den 12. März 1970 


Der Ausschuß für Wahlprüfung, 
Immunität und Geschäftsordnung 

Dr. Stark (Nürtingen) 
Collet 

Schoettle Mertes 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

der zu ändernden bzw. zu ergänzenden Paragraphen 
der Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages 
in der zur Zeit geltenden Fassung 
mit den Beschlüssen des Ausschusses 
für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung 

(1. Ausschuß) 


geltende Geschäftsordnung 

§ 1 

Einberufung und Zusammentreten 

(1) Der Bundestag wird zu seiner ersten Sitzung 
von dem bisher amtierenden Präsidenten des Bun- 
destages spätestens zum dreißigsten Tage nach der 
Wahl, jedoch nicht vor dem Ende der Wahlperiode 
des vorhergehenden Bundestages einberufen. 

(2) Beim ersten Zusammentreten des Bundestages 
nach einer Neuwahl führt der an Jahren älteste oder, 
wenn er es ablehnt, der nächstälteste Abgeordnete 
den Vorsitz, bis der neugewählte Präsident oder 
einer seiner Stellverteter das Amt übernimmt. 

(3) Der Alterspräsident ernennt vier Abgeordnete 
zu vorläufigen Schriftführern. Hierauf erfolgt der 
Namensaufruf der Abgeordneten. 

(4) Nach Feststellung der Beschlußfähigkeit wird 
die Wahl des Präsidenten, der Stellvertreter und der 
Schriftführer vorgenommen. 

§ 2 

Wahl des Präsidenten und der Stellvertreter 

(1) Der Bundestag wählt mit verdeckten Stimm- 
zetteln in besonderen Wahlhandlungen den Präsi- 
denten und seine Stellvertreter für die Dauer der 
Wahlperiode des Bundestages. 

(2) Gewählt ist, wer die Mehrheit der abgegebe- 
nen gültigen Stimmen der Mitglieder des Bundes- 
tages erhält. Ergibt sich im ersten Wahlgang keine 
Mehrheit, so können für einen zweiten Wahlgang 
neue Bewerber vorgeschlagen werden. Ergibt sich 
auch dann keine Mehrheit der Stimmen der Mit- 
glieder des Bundestages, so kommen die beiden An- 
wärter mit den höchsten Stimmenzahlen in die 
engere Wahl. Bei Stimmengleichheit entscheidet das 
Los durch die Hand des amtierenden Präsidenten. 


Beschlüsse des 1. Ausschusses 

§ 1 

Konstituierung 

(1) unverändert 


(2) Beim ersten Zusammentreten des Bundestages 
nach einer Neuwahl führt das an Jahren älteste oder, 
wenn es ablehnt, das nächstälteste Mitglied des 
Bundestages den Vorsitz, bis der neugewählte Prä- 
sident oder einer seiner Stellvertreter das Amt über- 
nimmt. 

(3) Der Alterspräsident ernennt vier Mitglieder 
des Bundestages zu vorläufigen Schriftführern. 
Hierauf erfolgt der Namensaufruf der Mitglieder 
des Bundestages. 

(4) unverändert 


§ 2 

Wahl des Präsidenten und der Stellvertreter 

(1) Der Bundestag wählt mit verdeckten Stimm- 
zetteln in besonderen Wahlhandlungen den Präsi- 
denten und seine Stellvertreter für die Dauer der 
Wahlperiode. 

(2) Gewählt ist, wer die Stimmen der Mehrheit 
der Mitglieder des Bundestages erhält. Ergibt sich 
im ersten Wahlgang keine Mehrheit, so können für 
einen zweiten Wahlgang neue Bewerber vorgeschla- 
gen werden. Ergibt sich auch dann keine Mehrheit 
der Stimmen der Mitglieder des Bundestages, so 
kommen die beiden Anwärter mit den höchsten 
Stimmenzahlen in die engere Wahl. Bei Stimmen- 
gleichheit entscheidet das Los durch die Hand des 
amtierenden Präsidenten. 
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geltende Geschäftsordnung 
§ 3 

Wahl der Schriftführer 

Der Bundestag beschließt die Zahl der Schriftfüh- 
rer. Sie können gemeinsam auf Grund eines Vor- 
schlags der Fraktionen gewählt werden. Bei der 
Festlegung der Zahl der Schriftführer und ihrer Ver- 
teilung auf die Fraktionen ist § 12 in Verbindung 
mit § 6 Abs. 1 zu beachten. 

§ 4 

Wahl des Bundeskanzlers 

(1) Der Bundeskanzler wird auf Vorschlag des 
Bundespräsidenten vom Bundestag ohne Aussprache 
gewählt. 

(2) Die Wahl erfolgt mit verdeckten Stimmzetteln. 
Der Vorgeschlagene ist gewählt, wenn er die Stim- 
men der Mehrheit der Mitglieder des Bundestages 
auf sich vereinigt. 

(3) Wird der Vorgeschlagene nicht gewählt, so 
kann der Bundestag binnen vierzehn Tagen nath 
dem Wahlgang mit der Mehrheit seiner Mitglieder 
einen Bundeskanzler wählen. 

(4) Kommt eine Wahl innerhalb der Frist des Ab- 
satzes 3 nicht zustande, so findet unverzüglich ein 
neuer Wahlgang statt, in dem gewählt ist, wer die 
meisten Stimmen erhält. 

(5) Die Wahlvorschläge aus der Mitte des Bun- 
destages gemäß den Absätzen 3 und 4 bedürfen der 
Unterstützung eines Viertels der Mitglieder des 
Bundestages. 

§ 6 

Ältestenrat 

(1) Der Ältestenrat besteht aus dem Präsidenten, 
seinen Stellvertretern und dreiundzwanzig weiteren 
von den Fraktionen gemäß § 12 zu benennenden Mit- 
gliedern. Die Einberufung und Leitung obliegt dem 
Präsidenten. Er muß ihn einberufen, wenn eine Frak- 
tion es verlangt. 

(2) Der Ältestenrat unterstützt den Präsidenten 
bei der Führung der Geschäfte. Er führt eine Ver- 
ständigung zwischen den Fraktionen über die Be- 
setzung der Stellen der Ausschußvorsitzenden und 
ihrer Stellvertreter sowie über den Arbeitsplan des 
Bundestages herbei. Dabei soll er für eine längere 
Zeit im voraus die Termine der Plenarwochen für die 
Fachbereiche festlegen. Die vorrangige Behandlung 
aktueller und eilbedürftiger Gegenstände bleibt un- 
berührt. In diesen Funktionen ist der Ältestenrat 
kein Beschlußorgan. 


(3) Der Ältestenrat beschließt über die inneren 
Angelegenheiten des Bundestages, soweit sie nicht 
dem Präsidenten oder dem Präsidium Vorbehalten 


Beschlüsse des 1 . A u s s c h u s s e s 

§ 3 

Wahl der Schriftführer 

Der Bundestag beschließt die Zahl der Schrift- 
führer. Sie können gemeinsam auf Grund eines 
Vorschlags der Fraktionen gewählt werden. Bei der 
Festlegung der Zahl der Schriftführer und ihrer Ver- 
teilung auf die Fraktionen ist § 12 zu beachten. 

§ 4 

Wahl des Bundeskanzlers 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) Kommt eine Wahl innerhalb dieser Frist nicht 
zustande, so findet unverzüglich ein neuer Wahl- 
gang statt, in dem gewählt ist, wer die meisten 
Stimmen erhält. 

(5) unverändert 


§ 6 

Ältestenrat 

(1) unverändert 


(2) Der Ältestenrat unterstützt den Präsidenten bei 
der Führung der Geschäfte. Er führt eine Verständi- 
gung zwischen den Fraktionen über die Besetzung 
der Stellen der Ausschußvorsitzenden und ihrer 
Stellvertreter sowie über den Arbeitsplan des Bun- 
destages herbei. Dabei soll er für eine längere Zeit 
im voraus die Termine der Plenarwochen für die 
Fachbreiche festlegen. Die vorrangige Behandlung 
aktueller und eilbedürftiger Gegenstände bleibt un- 
berührt. Bei der Wahrnehmung der in diesem Absatz 
genannten Aufgaben ist der Ältestenrat kein Be- 
schlußorgan. 

(3) Der Ältestenrat beschließt über die inneren 
Angelegenheiten des Bundestages, soweit sie nicht 
dem Präsidenten oder dem Präsidium Vorbehalten 
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sind. Er stellt den Entwurf eines Haushaltsplanes für 
den Bundestag auf. Er verfügt über die Verwendung 
der dem Bundestag vorbehaltenen Räume. 

(4) Für die Angelegenheiten der Bibliothek, des 
Archivs und anderer Dokumentationen setzt der 
Ältestenrat einen ständigen Unterausschuß ein, dem 
auch Mitglieder des Bundestages, die nicht Mitglied 
des Ältestenrates sind, angehören können. 

§ 7 

Aufgaben des Präsidenten 

(1) Der Präsident vertritt den Bundestag und 
regelt seine Geschäfte. Er wahrt die Würde und die 
Rechte des Bundestages, fördert seine Arbeiten, 
leitet die Verhandlungen gerecht und unparteiisch 
und wahrt die Ordnung im Hause. Er hat beratende 
Stimme in allen Ausschüssen. 

(2) Dem Präsidenten steht das Hausrecht und die 
Polizeigewalt in allen der Verwaltung des Bundes- 
tages unterstehenden Gebäuden, Gebäudeteilen und 
Grundstücken zu. Der Präsident erläßt im Einver- 
nehmen mit dem Ausschuß für Wahlprüfung, Immu- 
nität und Geschäftsordnung eine Hausordnung. 

(3) Der Präsident schließt die Verträge, die für 
die Bundestagsverwaltung von erheblicher Bedeu- 
tung sind, im Benehmen mit seinen Stellvertretern 
ab. Ausgaben im Rahmen des Haushaltsplanes weist 
der Präsident bei der Bundestagskasse an. 

(4) Der Präsident ist die oberste Dienstbehörde 
der Bundestagsbeamten. Er ernennt und stellt die 
Bundestagsbeamten nach den gesetzlichen und allge- 
meinen Verwaltungsvorschriften ein und versetzt 
sie in den Ruhestand. Auch die nichtbeamteten Be- 
diensteten des Bundestages werden von dem Präsi- 
denten eingestellt und entlassen. Maßnahmen nach 
Satz 2 und 3 trifft der Präsident, soweit Beamte des 
höheren Dienstes oder entsprechend eingestufte An- 
gestellte betroffen sind, im Benehmen mit den stell- 
vertretenden Präsidenten, soweit leitende Beamte 
(A 16 und höher) oder entsprechend eingestufte An- 
gestellte eingestellt, befördert bzw, höhergestuft 
werden, mit Zustimmung des Präsidiums. 

(5) Im Falle der Verhinderung des Präsidenten 
vertritt ihn einer seiner Stellverteter, der Mitglied 
der zweitstärksten Fraktion ist. 

§ 8 

Sitzungsvorstand 

(1) In den Sitzungen des Bundestages bilden der 
amtierende Präsident und die diensttuenden Schrift- 
führer den Sitzungsvorstand. 

(2) Der Präsident bestimmt im Einvernehmen mit 
seinen Stellvertretern die Reihenfolge der Vertre- 
tung. Sind Präsident und Stellvertreter gleichzeitig 


Beschlüsse des 1. A u s s c h u s s e s 

sind. Er stellt den Voranschlag für den Haushalts- 
einzelplan des Bundestages auf. Er verfügt über die 
Verwendung der dem Bundestag vorbehaltenen 
Räume. 

(4) unverändert 


§ 7 

Aufgaben des Präsidenten 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Der Präsident schließt die Verträge, die für die 
Bundestagsverwaltung von erheblicher Bedeutung 
sind, im Benehmen mit seinen Stellvertretern ab. 
Ausgaben im Rahmen des Haushaltsplanes weist der 
Präsident an. 

(4) unverändert 


(5) Ist der Präsident verhindert, vertritt ihn einer 
seiner Stellvertreter aus der zweitstärksten Fraktion. 

§ 8 

Sitzungsvorstand 

(1) In den Sitzungen des Bundestages bilden der 
amtierende Präsident und zwei Schriftführer den 
Sitzungsvorstand. 

(2) unverändert 
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verhindert, so übernimmt der Alterspräsident die 
Leitung. 

(3) Sind die gewählten Schriftführer zu einer Sit- 
zung des Bundestages nicht in ausreichender Zahl 
erschienen, so bestellt der amtierende Präsident 
andere Abgeordnete als Stellvertreter. 

§ 10 

Bildung der Fraktionen 

(1) Die Fraktionen sind Vereinigungen von min- 
destens fünf Prozent der Mitglieder des Bundes- 
tages, die derselben Partei oder solchen Parteien an- 
gehören, die auf Grund gleichgerichteter politischer 
Ziele in keinem Land miteinander im Wettbewerb 
stehen. Schließen sich Mitglieder des Bundestages 
abweichend von Satz 1 zusammen, bedarf die Aner- 
kennung als Fraktion der Zustimmung des Bundes- 
tages. 

(2) Die Bildung einer Fraktion, ihre Bezeichnung, 
die Namen der Vorsitzenden, Mitglieder und Gäste 
sind dem Präsidenten schriftlich mitzuteilen. 

(3) Fraktionen, die sich nach den vorstehenden 
Bestimmungen gebildet haben, können Gäste auf- 
nehmen, die bei der Feststellung der Fraktionsstärke 
nicht mitzählen, jedoch bei der Bemessung der Stel- 
lenanteile {§ 12) zu berücksichtigen sind. 

(4) Mitglieder des Bundestages, die sich zusam- 
menschließen wollen, ohne damit Fraktionsstärke zu 
erreichen, können als Gruppe anerkannt werden. 
Im übrigen gelten für die Gruppen und für den Zu- 
sammenschluß von Gruppen zu einer Fraktion obige 
Bestimmungen entsprechend. 

(5) Technische Arbeitsgemeinschaften zwischen 
Fraktionen können nicht zu einer Änderung der Stel- 
lenanteile führen, die den einzelnen Fraktionen nach 
ihrer Stärke zustehen. 

§ 16 

Pflichten der Abgeordneten 

(1) Die Mitglieder des Bundestages sind ver- 
pflichtet, an den Arbeiten des Bundestages teilzu- 
nehmen. 

(2) ü nentschuldigtes Fernbleiben von der Sitzung 
des Bundestages hat die Einbehaltung eines Teil- 
betrages der Aufwandsentschädigung nach den Be- 
stimmungen des Gesetzes über die Entschädigung 
der Mitglieder des Bundestages zur Folge. 

siehe § 17 


Beschlüsse des 1. A u s s c h u s s e s 


(3) Stehen die gewählten Schriftführer für eine 
Sitzung des Bundestages nicht in ausreichender Zahl 
zur Verfügung, so bestellt der amtierende Präsident 
andere Mitglieder des Bundestages als Stellver- 
treter. 

§ 10 

Bildung der Fraktionen 

(1) Die Fraktionen sind Vereinigungen von min- 
destens fünf vom Hundert der Mitglieder des Bun- 
destages, die derselben Partei oder solchen Parteien 
angehören, die auf Grund gleichgerichteter politi- 
scher Ziele in keinem Land miteinander im Wett- 
bewerb stehen. Schließen sich Mitglieder des Bun- 
destages abweichend von Satz 1 zusammen, bedarf 
die Anerkennung als Fraktion der Zustimmung des 
Bundestages. 

(2) unverändert 


(3) Fraktionen können Gäste aufnehmen, die bei 
der Feststellung der Fraktionsstärke nicht mitzählen, 
jedoch bei der Bemessung der Stellenanteile (§ 12) 
zu berücksichtigen sind. 

(4) Mitglieder des Bundestages, die sich zusam- 
menschließen wollen, ohne Fraktionsstärke zu er- 
reichen, können als Gruppe anerkannt werden. Für 
sie gelten die Absätze 2 und 3 entsprechend. 


(5) unverändert 


§ 16 

Pflichten der Mitglieder des Bundestages 

(1) unverändert 


Absatz 2 entfällt 


(3) An jedem Sitzungstag wird eine Anwesenheits- 
liste ausgelegt, in die sich die Mitglieder des Bun- 
destages einzutragen haben. Die Folgen der Nicht- 
eintragung und der Nichtbeteiligung an einer 
namentlichen Abstimmung ergeben sich aus dem 
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§ 17 

Anwesenheitsliste 

Für jede Sitzung des Bundestages oder eines Aus- 
schusses wird eine Anwesenheitsliste aufgelegt, in 
die sich die Mitglieder des Bundestages einzutragen 
haben. 

§ 18 

Urlaub 

Urlaub bis zur Dauer einer Woche erteilt der 
Präsident, für längere Zeit der Bundestag auf Emp- 
fehlung des Ältestenrates. Urlaub auf unbestimmte 
Zeit wird nicht erteilt. 


VII. Leitung der Sitzungen, Tagesordnung und 
Ordnungsmaßnahmen 

§ 24 

Leitung 

Der Präsident eröffnet, leitet und schließt die Sit- 
zungen. Vor Schluß jeder Sitzung gibt der Präsident 
nach Beschluß des Bundestages den Termin der näch- 
sten Sitzung sowie die Tagesordnung, soweit sie 
bereits bestimmt ist, bekannt. Die Tagesordnung 
wird den Mitgliedern des Bundestages rechtzeitig 
zugestellt. 


Beschlüsse des 1. A u s s c h u s s e s 

Gesetz über die Entschädigung der Mitglieder des 
Bundestages. 

§ 17 

entfällt hier 

siehe § 16 Abs. 3 

§ 18 

Urlaub 

Urlaub erteilt der Präsident, bei Anträgen auf 
Urlaub für länger als eine Woche grundsätzlich im 
Benehmen mit dem Ältestenrat. Urlaub auf unbe- 
stimmte Zeit wird nicht erteilt. 


VII. Tagesordnung, Einberufung, Leitung 
der Sitzung und Ordnungsmaßnahmen 

siehe § 26 


s i e h e § 26 § 24 

Tagesordnung 

(1) Termin und Tagesordnung jeder Sitzung des 
Bundestages werden im Ältestenrat vereinbart, es 
sei denn, daß der Bundestag vorher darüber be- 
schließt oder der Präsident sie nach § 25 Abs. 1 selb- 
ständig festsetzt. 

(2) Die Tagesordnung wird den Mitgliedern des 
Bundestages, dem Bundesrat und der Bundesregie- 
rung mitgeteilt. Sie gilt, wenn kein Widerspruch er- 
folgt, mit Aufruf des Punktes 1 als festgestellt. Vor 
Aufruf des Punktes 1 kann jedes Mitglied des Bun- 
destages eine Änderung der Tagesordnung beantra- 
gen; soweit diese Geschäftsordnung nichts anderes 
bestimmt, kann der Bundestag einen Gegenstand 
von der Tagesordnung absetzen. 

(3) Nach Feststellung der Tagesordnung dürfen 
andere Gegenstände beraten werden, sofern nicht 
fünf anwesende Mitglieder widersprechen oder die- 
se Geschäftsordnung die Beratung außerhalb der 
Tagesordnung zuläßt. 
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§ 25 

Einberufung durch den Präsidenten 

(1) Selbständig setzt der Präsident Zeit und 
Tagesordnung fest, wenn der Bundestag ihn dazu 
ermächtigt oder wegen Beschlußunfähigkeit oder aus 
einem anderen Grunde nicht entscheiden kann. 

(2) Der Präsident ist zur Einberufung des Bundes- 
tages verpflichtet, wenn ein Drittel der Mitglieder 
des Bundestages, der Bundespräsident oder der Bun- 
deskanzler es verlangen (Artikel 39 Abs. 3 des 
Grundgesetzes). 

(3) Hat der Präsident in anderen Fällen selbstän- 
dig eine Sitzung anberaumt oder Nachträge zur 
Tagesordnung festgesetzt, so muß er bei Beginn der 
Sitzung die Genehmigung des Bundestages einholen. 

§ 26 

Tagesordnung 

(1) Die gedruckte Tagesordnung wird den Mit- 
gliedern des Bundestages, den Bundesministerien 
sowie dem Bundesrat übersandt. 

(2) Wird für denselben Tag noch eine neue Sit- 
zung mit derseben Tagesordnung anberaumt, so ge- 
nügt hierfür die mündliche Verkündung durch den 
Präsidenten. Der Präsident kann dann einen Gegen- 
stand, über den ergebnislos abgestimmt worden ist, 
selbständig an eine andere Stelle der Tagesordnung 
setzen oder von ihr absetzen. 

(3) Gegenstände, die nicht auf der Tagesordnung 
stehen, dürfen nur beraten werden, wenn nicht fünf 
Mitglieder des Bundestages widersprechen oder 
diese Geschäftsordnung die Beratung außerhalb der 
Tagesordnung zuläßt. 

(4) Der Bundestag kann einen Gegenstand von 
der Tagesordnung absetzen. Wird der von einem 
Ausschuß angekündigte mündliche Bericht nicht er- 
stattet, so kann der Gegenstand von der Tagesord- 
nung abgesetzt oder zurückgestelll werden. 


Beschlüsse des 1. A u s s c h u s s e s 

Absatz 4 entfällt 

(5) Selbständige Anträge nach § 97 müssen auf 
Verlangen der Antragsteller auf die Tagesordnung 
der nächsten Sitzung gesetzt und beraten werden, 
in der der entsprechende Fachbereich behandelt 
wird. 

(6) Ist eine Sitzung wegen Beschlußunfähigkeit 
aufgehoben worden, kann der Präsident für den- 
selben Tag eine neue Sitzung mit derselben Tages- 
ordnung einberufen. Innerhalb dieser Tagesordnung 
kann er den Zeitpunkt für die Wiederholung der 
erfolglosen Abstimmung oder Wahl festlegen oder 
sie mit Zustimmung des Bundestages von der Tages- 
ordnung absetzen. 

§ 25 

Einberufung durch den Präsidenten 

(1) Selbständig setzt der Präsident Termin und 
Tagesordnung fest, wenn der Bundestag ihn dazu 
ermächtigt oder aus einem anderen Grunde als dem 
der Beschlußunfähigkeit nicht entscheiden kann, 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


siehe § 24 
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(5) Selbständige Anträge nach § 97 müssen auf 
Verlangen der Antragsteller auf die Tagesordnung 
der nächsten Sitzung gesetzt werden, in der der ent- 
sprechende Fachbereich behandelt wird. Absatz 4 
Satz 1 findet keine Anwendung. 

siehe § 24 


§ 28 

Verbindung der Beratung 

Die gemeinsame Beratung gleichartiger oder ver- 
wandter Gegenstände kann jederzeit beschlossen 
werden. 

§ 29 

Übergang zur Tagesordnung 

(1) Der Antrag auf Übergang zur Tagesordnung 
kann jederzeit bis zur Abstimmung gestellt werden 
und bedarf keiner Unterstützung. Wird ihm wider- 
sprochen, so ist vor der Abstimmung ein Redner für 
und ein Redner gegen den Antrag zu hören. Wird 
der Antrag abgelehnt, so darf er im Laufe derselben 
Beratung nicht wiederholt werden, über Anträge auf 
Übergang zur Tagesordnung ist vor anderen Ände- 
rungsanträgen abzustimmen. 

(2) über Vorlagen und Anträge der Bundesregie- 
rung oder des Bundesrates darf, auch wenn sie einen 
Gesetzentwurf nicht enthalten, nicht zur Tagesord- 
nung übergegangen werden. 

§ 30 

Schluß der Beratung 

(1) Ist die Rednerliste erschöpft oder meldet sich 
niemand zum Wort, so erklärt der Präsident die Be- 
ratung für geschlossen. 

(2) Der Bundestag kann die Beratung abbrechen, 
oder schließen. Der Antrag auf Vertagung oder 
Schluß der Beratung bedarf der Unterstützung von 
soviel anwesenden Mitgliedern des Bundestages, 
wie einer Fraktionsstärke entspricht. Der Schlußan- 
trag geht bei der Abstimmung dem Vertagungsan- 
trag vor, ist aber, wenn es sich um die Beratung von 
Gesetzesvorlagen handelt, erst zulässig, nachdem 
mindestens ein Mitglied des Bundestages nach dem 
Antragsteller oder Berichterstatter das Wort hatte. 


Beschlüsse des 1. Ausschusses 


§ 26 

Leitung der Sitzungen 

Der Präsident eröffnet, leitet und schließt die 
Sitzungen. Vor Schluß jeder Sitzung gibt der Präsi- 
dent nach den Vereinbarungen im Ältestenrat oder 
nach Beschluß des Bundestages den Termin der 
nächsten Sitzung bekannt. 

§ 28 

Verbindung der Beratung 

Die gemeinsame Beratung gleichartiger oder im 
Sachzusammenhang stehender Gegenstände kann 
jederzeit beschlossen werden. 

§ 29 

Übergang zur Tagesordnung 

(1) Der Antrag auf Übergang zur Tagesordnung 
kann jederzeit bis zur Abstimmung gestellt werden 
und bedarf keiner Unterstützung. Wird ihm wider- 
sprochen, so ist vor der Abstimmung ein Redner für 
und ein Redner gegen den Antrag zu hören. Wird 
der Antrag abgelehnt, so darf er im Laufe derselben 
Beratung nicht wiederholt werden, über Anträge auf 
Übergang zur Tagesordnung ist vor anderen Anträ- 
gen abzustimmen. 

(2) unverändert 


§ 30 

Vertagung oder Schluß der Beratung 

(1) Ist die Rednerliste erschöpft oder meldet sich 
niemand zum Wort, so erklärt der Präsident die 
Aussprache für geschlossen. 

(2) Der Bundestag kann die Beratung vertagen 
oder schließen. Der Antrag auf Vertagung oder 
Schluß der Beratung bedarf der Unterstützung von 
soviel anwesenden Mitgliedern des Bundestages, 
wie einer Fraktionsstärke entspricht. Der Schluß- 
antrag geht bei der Abstimmung dem Vertagungs- 
antrag vor, ist aber, wenn es sich um die Beratung 
von Gesetzesvorlagen handelt, erst zulässig, nach- 
dem mindestens ein Mitglied des Bundestages nach 
dem Antragsteller oder Berichterstatter das Wort 
hatte. 
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§ 31 

Vertagung der Sitzung 

Vor Erledigung der Tagesordnung kann die Sit- 
zung nur vertagt werden, wenn es der Bundestag 
auf Vorschlag des Präsidenten oder auf Antrag von 
mindestens soviel anwesenden Mitgliedern des Bun- 
destages, wie einer Fraktionsstärke entspricht, be- 
schließt. 

§ 39 

Rededauer 

(1) Die Zeitdauer für die Beratung eines Gegen- 
standes wird — in der Regel nach Vorschlag des 
Ältestenrates — vom Bundestag festgesetzt. Sie 
kann während der Beratung eines Gegenstandes 
geändert werden. 

(2) Der einzelne Redner soll nicht länger als fünf- 
zehn Minuten sprechen. Jede Fraktion kann für 
einen ihrer Redner fünfundvierzig Minuten Redezeit 
beanspruchen. Der Präsident kann die Redezeit auf 
Antrag verlängern. Er soll sie verlängern, wenn 
dieser Antrag von einer Fraktion gestellt wird oder 
wenn der Gegenstand oder Verlauf der Aussprache 
dies nahelegt. Dabei soll er die Grundsätze des 
§ 33 Abs. 1 Satz 2 beachten. 

(3) Spricht ein Mitglied des Bundestages über die 
Redezeit hinaus, so kann ihm der Präsident nach ein- 
maliger Mahnung das Wort entziehen. Ist einem 
Redner das Wort entzogen, so darf er es zum 
gleichen Gegenstand nicht wieder erhalten. 

§ 41 

Wortentziehung 

Ist ein Redner dreimal in derselben Rede zur Sache 
oder zur Ordnung derufen und beim zweiten Male 
auf die Folgen eines dritten Ordnungsrufes hinge- 
wiesen worden, so muß ihm der Präsident das Wort 
entziehen. Der Redner kann in der gleichen Sache 
das Wort nicht wieder erhalten. 


§ 42 

Ausschluß von Mitgliedern des Bundestages 

(1) Wegen gröblicher Verletzung der Ordnung 
kann der Präsident ein Mitglied des Bundestages, 
auch ohne daß ein Ordnungsruf ergangen ist, für die 
Dauer der Sitzung aus dem Saal verweisen. Bis zum 
Schluß der Sitzung muß der Präsident bekanntgeben, 
für wieviel Sitzungstage das betroffene Mitglied des 
Bundestages ausgeschlossen werden soll. Ein Mit- 
glied des Bundestages kann bis zu dreißig Sitzungs- 
tagen ausgeschlossen werden. 


§ 31 

Vertagung der Sitzung 

Vor Erledigung der Tagesordnung kann die 
Sitzung nur vertagt werden, wenn es der Bundestag 
auf Vorschlag des Präsidenten oder auf Antrag von 
mindestens soviel anwesenden Mitgliedern des 
Bundestages beschließt, wie einer Fraktionsstärke 
entspricht. 

§ 39 

Rededauer 

(1) Die Zeitdauer für die Aussprache über einen 
Gegenstand wird — in der Regel nach Vorschlag des 
Ältestenrates — vom Bundestag festgesetzt. Sie 
kann während der Beratung eines Gegenstandes 
geändert werden. 

(2) unverändert 


(3) Spricht ein Mitglied des Bundestages über die 
Redezeit hinaus, so kann ihm der Präsident nach 
einmaliger Mahnung das Wort entziehen. Ist einem 
Redner das Wort entzogen, so darf er es in derselben 
Aussprache zum selben Gegenstand nicht wieder 
erhalten. 

§ 41 

W Ortentziehung 

Ist ein Redner während einer Rede dreimal zur 
Sache oder dreimal zur Ordnung gerufen und beim 
zweiten Male auf die Folgen eines dritten Rufes zur 
Sache oder zur Ordnung hingewiesen worden, so 
muß ihm der Präsident das Wort entziehen und darf 
es ihm in derselben Aussprache zum selben Gegen- 
stand nicht wieder erteilen. 

§ 42 

Ausschluß von Mitgliedern des Bundestages 

(1) Wegen gröblicher Verletzung der Ordnung 
kann der Präsident ein Mitglied des Bundestages, 
auch ohne daß ein Ordnungsruf ergangen ist, für die 
Dauer der Sitzung aus dem Saal verweisen. Bis zum 
Schluß der Sitzung muß der Präsident bekanntgeben, 
für wieviel Sitzungstage der Betroffene ausgeschlos- 
sen wird. Ein Mitglied des Bundestages kann bis zu 
dreißig Sitzungstagen ausgeschlossen werden. 
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(2) Das ausgeschlossene Mitglied des Bundes- 
tages hat den Sitzungssaal unverzüglich, d. h, ohne 
schuldhaftes Zögern, zu verlassen. Kommt das Mit- 
glied des Bundestages der Aufforderung nicht nach, 
dann ist er vom Präsidenten darauf hinzuweisen, 
daß er sich durch sein Verhalten eine Verlängerung 
der Ausschlußfrist zuzieht. 

(3) Der Ausschluß eines Mitgliedes des Bundes- 
tages von der Teilnahme an den Sitzungen des Bun- 
destages hat außerdem folgende Wirkungen: 

a) Innerhalb der Frist, in die die Tage des 
Ausschlusses von den Sitzungen des Bun- 
destages fallen, ist das Mitglied des Bun- 
destages nicht berechtigt, an Aiisschuß- 
sitzungen teilzunehmen. 

b) Nimmt das Mitglied des Bundestages an 
Fraktionssitzungen teil, so kann es inner- 
halb der gleichen Frist aus diesem Anlaß 
nur einmal in der Woche Tagegeld bezie- 
hen. 

(4) Versucht ein ausgeschlossenes Mitglied des 
Bundestages, widerrechtlich an den Sitzungen des 
Bundestages oder seiner Ausschüsse teilzunehmen, 
findet Absatz 2 Satz 2 entsprechend Anwendung. 

(5) Das ausgeschlossene Mitglied des Bundes- 
tages ist verpflichtet, für jeden Tag, an dem es an 
Sitzungen des Bundestages nicht teilnehmen darf, 
eine Ordnungsstrafe in Höhe von einem Dreißigstel 
der Aufwandsentschädigung an die Kasse des Bun- 
destages zu entrichten. Die Aufwandsentschädigung 
haftet für diese Ordnungsstrafe. 

§ 43 

Einspruch gegen den Ordnungsruf oder Ausschluß 

Das Mitglied des Bundestages kann bis zum näch- 
sten Sitzungstag gegen den Ordnungsruf oder Aus- 
schluß schriftlich begründeten Einspruch einlegen. 
Der Einspruch ist auf die Tagesordnung der betref- 
fenden Sitzung zu setzen. Der Bundestag entscheidet 
ohne Beratung. Der Einspruch hat keine aufschie- 
bende Wirkung. 

§ 44 

Aussetzen der Sitzung 

Wenn im Bundestag störende Unruhe entsteht, die 
den Fortgang der Verhandlungen in Frage stellt, so 
kann der Präsident die Sitzung auf bestimmte Zeit 
aussetzen oder ganz aufheben. Kann er sich kein 
Gehör verschaffen, so verläßt er den Präsidenten- 
stuhl. Die Sitzung ist sodann unterbrochen. Zur Fort- 
setzung der Sitzung ladet der Präsident ein. 


Beschlüsse des 1. Ausschusses 

(2) Der Betroffene hat den Sitzungssaal unverzüg- 
lich zu verlassen. Kommt er der Aufforderung nicht 
nach, wird er vom Präsidenten darauf hingewiesen, 
daß er sich durch sein Verhalten eine Verlängerung 
des Ausschlusses zuzieht. 


(3) Der Betroffene darf während der Dauer seines 
Ausschlusses auch nicht an Aiisschußsitzungen teil- 
nehmen. 


(4) Versucht der Betroffene widerrechtlich an den 
Sitzungen des Bundestages oder seiner Ausschüsse 
teilzunehmen, findet Absatz 2 Satz 2 entsprechend 
Anwendung. 

(5) Der Betroffene gilt als nicht beurlaubt. Er darf 
sich nicht in die Anwesenheitsliste eintragen. 


§ 43 

Einspruch gegen den Ordnungsruf oder Ausschluß 

Gegen den Ordnungsruf oder den Ausschluß kann 
der Betroffene bis zum nächsten Plenarsitzungstag 
schriftlich begründeten Einspruch einlegen. Der Ein- 
spruch ist auf die Tagesordnung dieser Sitzung zu 
setzen. Der Bundestag entscheidet ohne Aussprache. 
Der Einspruch hat keine aufschiebende Wirkung. 

§ 44 

Unterbrechung der Sitzung 

Wenn im Bundestag störende Unruhe entsteht, 
die den Fortgang der Verhandlungen in Frage stellt, 
kann der Präsident die Sitzung auf bestimmte Zeit 
unterbrechen oder aufheben. Kann er sich kein Ge- 
hör verschaffen, so verläßt er den Präsidentenstuhl; 
die Sitzung wird dadurch unterbrochen. Zur Fortset- 
zung der Sitzung beruft der Präsident ein. 
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§ 46 

Herbeirufung eines Bundesministers 

Jedes Mitglied des Bundestages kann die Herbei- 
rufung eines Mitgliedes der Bundesregierung bean- 
tragen. Der Antrag bedarf der Unterstützung von 
soviel anwesenden Mitgliedern des Bundestages, 
wie einer Fraktionsstärke entspricht, über den An- 
trag entscheidet der Bundestag mit einfacher Mehr- 
heit. 

§ 48 

Wiedereröffnung der Beratung 

(1) Ergreift nach Schluß der Beratung oder nach 
Ablauf der beschlossenen Redezeit ein Mitglied oder 
Beauftragter der Bundesregierung oder des Bundes- 
rates zu dem Gegenstand das Wort, so ist die Bera- 
tung wieder eröffnet. 

(2) Erhält während der Beratung ein Mitglied 
oder Beauftragter der Bundesregierung oder des 
Bundesrates zu dem Gegenstand das Wort, so haben 
die Fraktionen, deren Redezeit zu diesem Tagesord- 
nungspunkt bereits erschöpft ist, das Recht, noch ein- 
mal ein Viertel ihrer Redezeit in Anspruch zu neh- 
men. 

(3) Ergreift ein Mitglied oder Beauftragter der 
Bundesregierung oder des Bundesrates das Wort 
außerhalb der Tagesordnung, so wird auf Verlangen 
von soviel anwesenden Mitgliedern des Bundes- 
tages, wie einer Fraktionsstärke entspricht, die Be- 
ratung über seine Ausführungen eröffnet. Sachliche 
Anträge dürfen hierbei nicht gestellt werden. 

§ 49 

Beschlußfähigkeit des Bundestages 

(1) Der Bundestag ist beschlußfähig, wenn mehr 
als die Hälfte seiner Mitglieder im Sitzungssaal an- 
wesend sind. 

(2) Soweit nach dem Grundgesetz oder dieser 
Geschäftsordnung bei einem Beschluß oder einer 
Wahl von einer bestimmten Mitgliederzahl auszu- 
gehen ist, hat der Präsident durch ausdrückliche Er- 
klärung festzustellen, daß die vorgeschriebene Mit- 
gliederzahl anwesend ist und die Zustimmung der 
erforderlichen Mehrheit vorliegt. 


Beschlüsse des 1, Ausschusses 

§ 46 

Herbeirufung eines Bundesministers 

Jedes Mitglied des Bundestages kann die Herbei- 
rufung eines Mitgliedes der Bundesregierung bean- 
tragen. Der Antrag bedarf der Unterstützung von 
soviel anwesenden Mitgliedern des Bundestages, 
wie einer Fraktionsstärke entspricht. Uber den An- 
trag entscheidet der Bundestag. 

§ 48 

Wiedereröffnung der Aussprache 

(1) Ergreift nach Schluß der Aussprache oder nach 
Ablauf der beschlossenen Redezeit ein Mitglied oder 
Beauftragter der Bundesregierung oder des Bundes- 
rates zu dem Gegenstand das Wort, so ist die Aus- 
sprache wieder eröffnet. 

(2) Erhält während der Aussprache ein Mitglied 
oder Beauftragter der Bundesregierung oder des 
Bundesrates zu dem Gegenstand das Wort, so haben 
die Fraktionen, deren Redezeit zu diesem Tagesord- 
nungspunkt bereits erschöpft ist, das Recht, noch 
einmal ein Viertel ihrer Redezeit in Anspruch zu 
nehmen. 

(3) Ergreift ein Mitglied oder Beauftragter der 
Bundesregierung oder des Bundesrates das Wort 
außerhalb der Tagesordnung, so wird auf Verlangen 
von soviel anwesenden Mitgliedern des Bundes- 
tages, wie einer Fraktionsstärke entspricht, die Aus- 
sprache über seine Ausführungen eröffnet. Anträge 
zur Sache dürfen hierbei nicht gestellt werden. 

§ 49 

Feststellung der Beschlußfähigkeit, 

Folgen der Beschlußunfähigkeit 

(1) unverändert 


Absatz 2 entfällt hier 

siehe § 54 Abs. 3 


(3) Wird vor Beginn einer Abstimmung die Be- 
schlußfähigkeit von mindestens fünf anwesenden 
Mitgliedern des Bundestages bezweifelt und auch 
vom Sitzungsvorstand nicht einmütig bejaht, so ist 
in Verbindung mit der Abstimmung die Beschluß- 
fähigkeit durch Zählung der Stimmen (§ 56) festzu- 
stellen. Der Präsident kann die Abstimmung auf 
kurze Zeit aussetzen. 
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§ 50 

Bezweiilung der Beschlußiähigkeit 

(1) Der Präsident eröffnet die Abstimmung. Wird 
vor ihrem Beginn die Beschlußfähigkeit von minde- 
stens fünf Mitgliedern des Bundestages bezweifelt 
und auch vom Sitzungsvorstand nicht einmütig be- 
jaht, so ist in Verbindung mit der sachlichen Ab- 
stimmung die Beschlußfähigkeit durch Zählung der 
Stimmen (§ 56) festzustellen. 

(2) Der Präsident kann die Abstimmung auf kurze 
Zeit aussetzen. 

§ 51 

Auihebung der Sitzung 

Bei Beschlußunfähigkeit hat der Präsident die Sit- 
zung sofort aufzuheben und Zeit und Tagesordnung 
der nächsten Sitzung zu verkünden. Ergibt sich die 
Beschlußunfähigkeit bei einer Abstimmung oder 
Wahl, so wird in einer der nächsten Sitzungen noch 
einmal abgestimmt oder gewählt. Ein Verlangen auf 
namentliche Abstimmung bleibt dabei in Kraft. 
Stimmenthaltungen und ungültige Stimmen zählen 
bei der Feststellung der Beschlußfähigkeit mit. 

§ 54 

Abstimmungsregeln 

Ahgestimmt wird durch Handzeichen oder durch 
Aufstehen oder Sitzenbleiben. Bei der Schlußab- 
stimmung nach der dritten Beratung erfolgt die Ab- 
stimmung durch Aufstehen oder Sitzenbleiben. So- 
weit nicht das Grundgesetz oder diese Geschäfts- 
ordnung andere Vorschriften enthalten, entscheidet 
die einfache Mehrheit. Stimmengleichheit verneint 
die Frage. Bei der Abstimmung darf jedes Mitglied 
des Bundestages erklären, daß es sich der Abstim- 
mung enthält. 


§ 55 

Verfahren bei der Auswahl des Sitzes einer 
Bundesbehörde 

(1) Ist in einem Gesetzentwurf über den Sitz einer 
Bundesbehorde zu entscheiden, so erfolgt die Aus- 
wahl, wenn mehr als zwei Vorschläge für den Sitz 


Beschlüsse des 1. Ausschusses 

findet Anwendung. Ein Verlangen auf namentliche 
Abstimmung bleibt dabei in Kraft. Stimmenthaltun- 
gen und ungültige Stimmen zählen bei der Feststel- 
lung der Beschlußfähigkeit mit. 

§ 50 

entfällt 

siehe § 49 Abs. 3 


§ 51 

entfällt 

siehe § 49 Abs. 4 


§ 54 

Abstimmungsregeln 

(1) Abgestimmt wird durch Handzeichen oder 
durch Aufstehen oder Sitzenbleiben. Bei der Schluß- 
abstimmung über Gesetzentwürfe (§ 88) erfolgt die 
Abstimmung durch Aufstehen oder Sitzenbleiben. 

(2) Soweit nicht das Grundgesetz, ein Bundes- 
gesetz oder diese Geschäftsordnung andere Vor- 
schriften enthalten, entscheidet die einfache Mehr- 
heit. Stimmengleichheit verneint die Frage. 

(3) Wird durch das Grundgesetz, ein Bundes- 
gesetz oder diese Geschäftsordnung für einen Be- 
schluß oder eine Wahl eine bestimmte Mehrheit vor- 
geschrieben, stellt der Präsident ausdrücklich fest, 
daß die Zustimmung der erforderlichen Mehrheit 
vorliegt. 

(4) Jedes Mitglied des Bundestages kann vor der 
Abstimmung erklären, daß es nicht an der Abstim- 
mung teilnehme. 

§ 55 

Verfahren bei der Auswahl des Sitzes 
einer Bundesbehörde 

(1) Ist in einem Gesetzentwurf über den Sitz 
einer Bundesbehörde zu entscheiden, so erfolgt die 
Auswahl, wenn mehr als zwei Vorschläge für den 
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der Behörde gemacht werden, erstmals und einmalig 
in der dritten Beratung nach beendeter Einzelabstim- 
mung, aber vor der Schlußabstimmung über das 
Gesetz. 

(2) Der Bundestag wählt mit Namensstimmzet- 
teln, auf die der jeweils gewünschte Ort zu schreiben 
ist. Gewählt ist der Ort, der die Mehrheit der abge- 
gebenen gültigen Stimmen erhält. Ergibt sich keine 
solche Mehrheit, dann werden in einem zweiten 
Wahlgang die beiden Orte zur Wahl gestellt, die im 
ersten Wahlgang die höchste Stimmenzahl erhalten 
haben. Gewählt ist dann der Ort, auf den sich durch 
Abgabe von Namensstimmzetteln die größte Zahl 
der abgegebenen gültigen Stimmen vereinigt. 

(3) Diese Bestimmung ist entsprechend anzuwen- 
den, wenn die Auswahl des Sitzes einer Bundes- 
behörde bei der Beratung eines Antrages, der keinen 
Gesetzentwurf enthält, vorgenommen wird. 

(4) In gleicher Weise ist zu verfahren, wenn es 
sich um die Bestimmung von Zuständigkeiten und 
ähnliche Entscheidungen handelt und wenn mehr 
als zwei voneinander abweichende Anträge gestellt 
werden. 

§ 56 

Zweifel über das Ergebnis, Zählung der Stimmen 

(1) Ist der Sitzungsvorstand über das Ergebnis 
der Abstimmung nicht einig, so wird die Gegenprobe 
gemacht. Bleibt er auch nach ihr uneinig, so werden 
die Stimmen gezählt. Auf Anordnung des Sitzungs- 
vorstandes erfolgt die Zählung gemäß Absatz 2. 

(2) Nachdem die Mitglieder des Bundestages auf 
Aufforderung des Präsidenten den Sitzungssaal 
verlassen haben, werden die Türen bis auf drei 
Abstimmungstüren geschlossen. An jeder dieser 
Türen stellen sich zwei Schriftführer auf. Auf ein 
Zeichen des Präsidenten betreten die Mitglieder 
des Bundestages durch die mit „Ja", „Nein" oder 
„Enthaltung" bezeichnete Tür wieder den Sitzungs- 
saal und werden von den Schriftführern laut gezählt. 
Zur Beendigung der Zählung gibt der Präsident ein 
Zeichen. Mitglieder des Bundestages, die später 
eintreten, werden nicht mitgezählt. Der Präsident 
und die diensttuenden Schriftführer geben ihre Stim- 
me öffentlich ab. Der Präsident verkündet alsdann 
das Ergebnis. 

§ 57 

Namentliche Abstimmung 

Namentliche Abstimmung kann bis zur Eröffnung 
der Abstimmung verlangt werden. Sie findet statt, 
wenn das Verlangen von mindestens soviel Mit- 
gliedern des Bundestages, wie einer Fraktionsstärke 
entspricht, unterstützt wird. Schriftführer sammeln 
in Urnen die Abstimmungskarten, die den Namen 
des Abstimmenden und die Erklärung „Ja" oder 
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Sitz der Behörde gemacht werden, vor der Schluß- 
abstimmung über das Gesetz. 


(2) Der Bundestag wählt mit Namensstimmzet- 
teln, auf die der jeweils gewünschte Ort zu schreiben 
ist. Gewählt ist der Ort, der die Mehrheit der Stim- 
men erhält. Ergibt sich keine solche Mehrheit, wer- 
den in einem zweiten Wahlgang die beiden Orte zur 
Wahl gestellt, die im ersten Wahlgang die höchste 
Stimmenzahl erhalten haben. Gewählt ist dann der 
Ort, der die Mehrheit der Stimmen erhält. 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


§ 56 

Zählung der Stimmen 

(1) unverändert 


(2) Nachdem die Mitglieder des Bundestages auf 
Aufforderung des Präsidenten den Sitzungssaal 
verlassen haben, werden die Türen bis auf drei 
Abstimmungstüren geschlossen. An jeder dieser 
Türen stellen sich zwei Schriftführer auf. Auf ein 
Zeichen des Präsidenten betreten die Mitglieder 
des Bundestages durch die mit „Ja", „Nein" oder 
„Enthaltung" bezeichnete Tür wieder den Sitzungs- 
saal und werden von den Schriftführern laut gezählt. 
Zur Beendigung der Zählung gibt der Präsident ein 
Zeichen. Mitglieder des Bundestages, die später 
eintreten, werden nicht mitgezählt. Der Präsident 
und die diensttuenden Schriftführer geben ihre Stim- 
me Öffentlich ab. Der Präsident verkündet das Er- 
gebnis. 

§ 57 

Namentliche Abstimmung 

Namentliche Abstimmung kann bis zur Eröffnung 
der Abstimmung verlangt werden. Sie findet statt, 
wenn das Verlangen von mindestens soviel Mitglie- 
dern des Bundestages unterstützt wird, wie einer 
Fraktionsstärke entspricht. Schriftführer sammeln in 
Urnen die Abstimmungskarten, die den Namen des 
Abstimmenden und die Erklärung „Ja" oder „Nein" 
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„Nein" oder „Enthalte mich" tragen. Nach beendeter 
Einsammlung erklärt der Präsident die Abstimmung 
für geschlossen. Die Schriftführer zählen die Stim- 
men. Der Präsident verkündet das Ergebnis. 

§ 59*) 

Erklärung zur Abstimmung 

Bei allen nicht namentlichen Abstimmungen kann 
jedes Mitglied des Bundestages seine Abstimmung 
kurz schriftlich begründen. Es übergibt die Begrün- 
dung dem Sitzungsvorstand, der die Aufnahme in 
den Stenographischen Bericht veranlaßt. Eine Ver- 
lesung der Begründung im Bundestag erfolgt nicht. 

§ 64 

Wahlprüfungsausschuß 

(1) Der Bundestag setzt einen Wahlprüfungsaus- 
schuß zur Vorbereitung der Entscheidung über 
Wahleinsprüche ein. 

(2) Die Befugnis und das Verfahren regelt das 
Wahlprüfungsgesetz. 

§ 75 

Einbringung 

(1) Vorlagen erfolgen in schriftlicher Form an 
den Bundestag durch die Bundesregierung und den 
Bundesrat (§ 76 ff.). 

(2) Anträge können, mit Ausnahme des Antrages 
nach § 103, nur von Mitgliedern des Bundestages 
eingebracht werden (§ 76 ff.). 

(3) Große Anfragen an die Bundesregierung sind 
von mindestens soviel Mitgliedern des Bundestages, 
wie einer Fraktionsstärke entspricht, zu unterzeich- 
nen (§§ 105 bis 109). 

(4) Kleine Anfragen an die Bundesregierung sind 
von mindestens soviel Mitgliedern des Bundestages, 
wie einer Fraktionsstärke entspricht, zu unterzeich- 
nen (§ 110). 


3 Präsident D. Dr. Gerstenmaier in der 130. Sitzung am 
28. Oktober 1960: „ich bin . . . der Meinung, daß, so- 
lange man im Hause den Fraktionen die Abgabe von 
Erklärungen vor der Abstimmung zugesteht, dies auch 
dem einzelnen Mitglied gestattet werden sollte . . . 
Ich mache vor allem deshalb darauf aufmerksam, weil 
§ 59 nur die Abgabe von Erklärungen zu Protokoll 
vorsieht. Ich würde es aber begrüßen, wenn das Haus 
auch weiter dem stillschweigenden Brauch folgte und 
die Abgabe von Erklärungen auch hier vor dem 
Hause zuließe." 
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oder „Enthalte mich" tragen. Nach beendeter Ein- 
sammlung erklärt der Präsident die Abstimmung 
für geschlossen. Die Schriftführer zählen die Stim- 
men. Der Präsident verkündet das Ergebnis. 

§ 59 

Erklärungen zur Abstimmung 

Nach Schluß der Aussprache kann jedes Mitglied 
des Bundestages zu allen Abstimmungen, die die 
Beratung eines Gegenstandes abschließen, eine 
kurze mündliche oder schriftliche Erklärung ab- 
geben. Schriftliche Erklärungen sind in den Steno- 
graphischen Bericht aufzunehmen. 

§ 64 

Wahlprüfungsausschuß 

(1) unverändert 


(2) Die Rechte und das Verfahren regelt das Wahl- 
prüfungsgesetz. 

§ 75 

Einbringung 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Große Anfragen an die Bundesregierung sind 
von mindestens soviel Mitgleidern des Bundestages 

zu unterzeichnen, wie einer Fraktionsstärke ent- 
spricht (§§105 bis 109). 

(4) Kleine Anfragen an die Bundesregierung sind 
von mindestens soviel Mitgliedern des Bundestages 

zu unterzeichnen, wie einer Fraktionsstärke ent- 
spricht (§110). 
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(5) Mündliche Anfragen können von jedem Abge- 
ordneten in der Fragestunde vorgebracht werden 
(§ Hl). 

(6) Ersuchen in Immunitätsangelegenheiten sind 
von dem Präsidenten unmittelbar an den zustän- 
digen Ausschuß weiterzuleiten (§ 114). 

(7) Petitionen gemäß Artikel 17 des Grundgeset- 
zes können von jedem Staatsbürger eingebracht 
werden (§§ 112 und 113). 

§ 77 

Beratungen 

(1) Gesetzentwürfe sowie der Entwurf des Haus- 
haltsgesetzes und des Haushaltsplans werden in drei 
Beratungen, Verträge mit auswärtigen Staaten und 
ähnliche Verträge, welche die politischen Beziehun- 
gen des Bundes regeln oder sich auf Gegenstände 
der Bundesgesetzgebung beziehen (Artikel 59 Abs. 2 
des Grundgesetzes), grundsätzlich in zwei Beratun- 
gen und nur auf Beschluß des Bundestages in drei 
Beratungen, alle anderen Vorlagen und Anträge in 
der Regel in einer Beratung erledigt. 

(2) Die Beratungen beginnen im allgemeinen frü- 
hestens am dritten Tage nach Verteilung der Druck- 
sache. Abweichungen hiervon bedürfen, wenn Ein- 
spruch erhoben wird, einer Zweidrittelmehrheit. 

(3) Der Bundestag kann beschließen, die Beratung 
eines Gegenstandes vor Eintritt in die Beratung bis 
zu vier Wochen zu vertagen. Eine weitere Vertagung 
der Beratung ist nur mit Zustimmung der Antrag- 
steller möglich. Der Antrag auf Vertagung der Bera- 
tung muß gedruckt vorliegen und auf der Tagesord- 
nung stehen. 

§ 78 

Erste Beratung von Gesetzentwürfen 

In der ersten Beratung findet eine allgemeine Aus- 
sprache nur statt, wenn sie vom Ältestenrat emp- 
fohlen oder bis zum Aufruf des betreffenden Punktes 
der Tagesordnung von mindestens soviel Mitglie- 
dern des Bundestages, wie einer Fraktionsstärke ent- 
spricht, verlangt wird. In der Aussprache werden nur 
die Grundsätze der Vorlagen besprochen. Ände- 
rungsanträge zu Gesetzentwürfen sind nicht vor 
Schluß der ersten Beratung, zu Verträgen mit aus- 
wärtigen Staaten und ähnlichen Verträgen, welche 
die politischen Beziehungen des Bundes regeln oder 
sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung be- 
ziehen (Artikel 59 Abs. 2 des Grundgesetzes), über- 
haupt nicht zulässig. 
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(5) unverändert 

(6) unverändert 

(7) unverändert 


§ 77 

Beratungen 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Werden Vorlagen oder Anträge gemäß Ab- 
satz 1 in zwei Beratungen behandelt, so finden für 
die Schlußberatung neben den Bestimmungen für die 
zweite Beratung (§§ 80 bis 83 und § 84 Abs. 3) die 
Bestimmungen über Wiederholung der Abstimmung 
und Schlußabstimmung (§§ 87 und 88) entsprechende 
Anwendung. 

§ 78 

Erste Beratung von Gesetzentwürfen 

In der ersten Beratung findet eine allgemeine Aus- 
sprache nur statt, wenn sie vom Ältestenrat empfoh- 
len oder bis zum Aufruf des betreffenden Punktes 
der Tagesordnung von mindestens soviel Mitglie- 
dern des Bundestages verlangt wird, wie einer Frak- 
tionsstärke entspricht. In der Aussprache werden 
nur die Grundsätze der Vorlagen besprochen. Ände- 
rungsanträge sind in der ersten Beratung unzulässig. 

Satz 3 entfällt hier. 

siehe § 81 Abs. 3 
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§ 80 

Zweite Beratung von Gesetzentwürfen 

(1) Die zweite Beratung beginnt im allgemeinen 
am zweiten Tage nach Schluß der ersten und, wenn 
Ausschußberatungen vorausgegangen sind, frühe- 
stens am zweiten Tage nach Verteilung des Aus- 
schußberichts. Sie wird mit einer allgemeinen Aus- 
sprache eröffnet, wenn diese von soviel Mitgliedern 
des Bundestages, wie einer Fraktionsstärke ent- 
spricht, verlangt wird. 

(2) Die Einzelberatung wird der Reihenfolge nach 
über jede selbständige Bestimmung und zuletzt über 
Einleitung und Überschrift eröffnet und geschlossen. 
Nach Schluß jeder Einzelberatung wird abgestimmt. 

(3) Auf Beschluß des Bundestages kann die Rei- 
henfolge geändert, die Beratung über mehrere Ein- 
zelbestimmungen verbunden oder über Teile einer 
Einzelbestimmung oder über verschiedene Ände- 
rungsanträge zu demselben Gegenstand getrennt 
werden. 

§ 81 

Änderungsanträge zur zweiten Beratung 

(1) Änderungen zu Gesetzentwürfen und Ent- 
schließungen können beantragt werden, solange die 
Beratung des Gegenstandes, auf den sie sich be- 
ziehen, noch nicht abgeschlossen ist. Die Anträge 
müssen schriftlich abgefaßt und sollen mit einer 
kurzen Erläuterung des Inhalts versehen sein, so- 
weit sich dieser nicht ohne weiteres aus dem Antrag 
selbst ergibt. Die Anträge werden verlesen, wenn 
sie noch nicht gedruckt verteilt sind. 

(2) Änderungsanträge bedürfen keiner Unter- 
stützung. Anträge auf Annahme von Entschließun- 
gen müssen von mindestens soviel Mitgliedern des 
Bundestages, wie einer Fraktionsstärke entspricht, 
unterstützt sein. 

siehe § 78 Satz 3 zweiter Halbsatz 


§ 87 

Wiederholung der Abstimmung 

Sind in der einmaligen oder in der dritten Bera- 
tung Änderungsanträge angenommen worden, ehe 
sie gedruckt verteilt waren, so muß, wenn es von 
soviel Mitgliedern des Bundestages, wie einer Frak- 
tionsstärke entspricht, verlangt wird, vor der Schluß- 
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§ 80 

Zweite Beratung von Gesetzentwürfen 

(1) Die zweite Beratung beginnt im allgemeinen 
am zweiten Tage nach Schluß der ersten und, wenn 
Ausschußberatungen vorausgegangen sind, frühe- 
stens am zweiten Tage nach Verteilung des Aus- 
schußberichts. Sie wird mit einer allgemeinen Aus- 
sprache eröffnet, wenn diese von soviel Mitgliedern 
des Bundestages verlangt wird, wie einer Frak- 
tionsstärke entspricht. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


§ 81 

Änderungsanträge zur zweiten Beratung 

(1) Änderungen zu Gesetzentwürfen können be- 
antragt werden, solange die Beratung des Gegen- 
standes, auf den sie sich beziehen, noch nicht ab- 
geschlossen ist. Die Anträge müssen schriftlich ab- 
gefaßt und sollen mit einer kurzen Erläuterung des 
Inhalts versehen sein, soweit sich dieser nicht ohne 
weiteres aus dem Antrag selbst ergibt. 


(2) Änderungsanträge bedürfen keiner Unter- 
stützung; sie werden verlesen, wenn sie noch nicht 
verteilt sind. 


(3) Zu Verträgen mit auswärtigen Staaten und 
ähnlichen Verträgen, welche die politischen Be- 
ziehungen des Bundes regeln oder sich auf Gegen- 
stände der Bundesgesetzgebung beziehen (Artikel 59 
Abs. 2 des Grundgesetzes), sind Änderungsanträge 
nicht zulässig. Änderungsanträge zu dem Entwurf 
des Gesetzes, mit dem die Zustimmung zu den ge- 
nannten Verträgen erteilt werden soll, dürfen dem 
Vertragsinhalt nicht widersprechen. 

§ 87 

Wiederholung der Abstimmung 

Sind in der abschließenden Beratung Änderungs- 
anträge angenommen worden, ehe sie verteilt wa- 
ren, so muß, wenn es von soviel Mitgliedern des 
Bundestages verlangt wird, wie einer Fraktions- 
stärke entspricht, vor der Schlußabstimmung noch- 
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abstimmung nochmals über die nun vorliegende 
Drucksache abgestimmt werden. Eine Beratung fin- 
det nicht statt. 

§ 89 

Abstimmung über Entschließungen 
zu Gesetzentwürien 

Über Entschließungen zu Gesetzentwürfen und 
Verträgen mit auswärtigen Staaten und ähnlichen 
Verträgen (§77) wird in der Regel nach der dritten 
Beratung abgestimmt. 


§ 93 

Kürzung der Fristen 

(1) Die Fristen zwischen der ersten und zweiten 
Beratung können bei Festlegung der Tagesordnung 
verkürzt oder aufgehoben werden, andere Fristen 
nur, wenn nicht zehn anwesende Mitglieder des 
Bundestages widersprechen, 

(2) Drei Beratungen eines Gesetzentwurfs kön- 
nen nur dann am gleichen Tag auf die Tagesordnung 
gesetzt werden, wenn nicht fünf anwesende Mitglie- 
der des Bundestages widersprechen. 

§ 94 

Haushaltsvorlagen 

(1) Haushaltsvorlagen sind der Entwurf des 
Haushaltsgesetzes und des Haushaltsplans, Ände- 
rungsvorlagen zu diesen Entwürfen (Ergänzungs- 
vorlagen), Vorlagen zur Änderung des Haushaltsge- 
setzes und des Haushaltsplans (Nachtragshaushalts- 
vorlagen) sowie sonstige den Haushalt betreffende 
Vorlagen. Eine Abstimmung über Haushaltsvorla- 
gen erfolgt erst nach Vorberatung in einem Aus- 
schuß. Haushaltsvorlagen werden grundsätzlich dem 
Haushaltsausschuß überwiesen; soweit es sich nicht 
um den Entwurf des Haushaltsgesetzes und des 
Haushaltsplans handelt, erfolgt die Überweisung 
in der Regel unmittelbar durch den Präsidenten. 

(2) Die zweite Beratung des Entwurfs des Haus- 
haltsgesetzes und des Haushaltsplans darf frühe- 
stens sechs Wochen, die Schlußberatung von Nach- 
tragshaushaltsvorlagen oder Ergänzungsvorlagen 
frühestens drei Wochen nach Zuteilung erfolgen, es 
sei denn, die Stellungnahme des Bundesrates geht 
vor Ablauf der in Artikel 110 Abs. 3 des Grundge- 
setzes vorgesehenen Frist ein. 

(3) Nachtragshaushaltsvorlagen hat der Haus- 
haltsausschuß spätestens innerhalb der auf den Ein- 
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mals über die nun vorliegende Drucksache abge- 
stimmt werden. Eine Aussprache findet nicht statt. 

§ 89 

Entschließungsanträge 

Entschließungsanträge müssen von mindestens 
soviel Mitgliedern des Bundestages unterstützt wer- 
den, wie einer Fraktionsstärke entspricht, über 
Entschließungsanträge zu Gesetzentwürfen und Ge- 
setzen, mit denen die Zustimmung zu Verträgen 
gemäß Artikel 59 Abs. 2 des Grundgesetzes erteilt 
werden soll, wird in der Regel nach der Schlußab- 
stimmung abgestimmt, über Entschließungen zu 
Teilen des Haushaltsplans kann die Abstimmung 
während der dritten Beratung erfolgen. 

§ 93 

Kürzung der Fristen 

(1) unverändert 


(2) Drei Beratungen eines Gesetzentwurfs können 
nur dann am selben Tag auf die Tagesordnung ge- 
setzt werden, wenn nicht fünf anwesende Mitglieder 
des Bundestages widersprechen. 

§ 94 

Haushaltsvorlagen 

(1) unverändert 


(2) Die zweite Beratung des Entwurfs des Haus- 
haltsgesetzes und des Haushaltsplans darf frühe- 
stens sechs Wochen, die abschließende Beratung von 
Nachtragshaushaltsvorlagen oder Ergänzungsvorla- 
gen frühestens drei Wochen nach Zuleitung erfolgen, 
es sei denn, die Stellungnahme des Bundesrates geht 
vor Ablauf der in Artikel 110 Abs. 3 des Grundge- 
setzes vorgesehenen Frist ein. 

(3) unverändert 
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gang der Stellungnahme des Bundesrates folgenden 
Sitzungswoche zu beraten. Der Bericht des Ausschus- 
ses ist auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung 
des Bundestages zu setzen. Hat der Ausschuß seine 
Beratungen nicht innerhalb der Frist abgeschlossen, 
ist die Vorlage ohne Ausschußbericht auf die Tages- 
ordnung der nächsten Sitzung des Bundestages zu 
setzen. 

^ 95 

Entschließungen zum Haushaltsplan 

über Entschließungen zum Haushaltsplan oder zu 
einzelnen Kapiteln desselben wird in der dritten 
Beratung abgestimmt. 

§ 97 

Selbständige Anträge von Mitgliedern des 
Bundestages 

(1) Selbständige Anträge von Mitgliedern des 
Bundestages müssen von mindestens sowiel Mit- 
gliedern des Bundestages, wie einer Fraktionsstärke 
entspricht, unterschrieben sein, und die Eingangs- 
formel tragen „Der Bundestag wolle beschließen"; 
soweit sie einen Gesetzentwurf enthalten, müssen 
sie, im übrigen können sie mit einer kurzen Be- 
gründung versehen werden. 

(2) Die Unterzeichner eines Antrages gelten als 
Antragsteller, soweit sie nicht als Unterstützer be- 
zeichnet sind. 

(3) Dem Erstunterzeichner eines Antrages ist für 
Anschlußsitzungen eine Einladung mit Tagesord- 
nung zu übersenden, damit einer der Antragsteller 
in der Lage ist, den Antrag zu begründen und mit 
beratender Stimme teilzunehmen. 

§ 98 

Anträge nach Artikel 67 des Grundgesetzes 

(1) Der Bundestag kann dem Bundeskanzler das 
Mißtrauen nur dadurch aussprechen, daß er mit der 
Mehrheit seiner Mitglieder einen Nachfolger wählt 
und den Bundespräsidenten ersucht, den Bundes- 
kanzler zu entlassen. 

(2) Der Antrag hierzu bedarf der Unterstützung 
von einem Viertel der Mitglieder des Bundestages 
und kann nur in der Weise gestellt werden, daß dem 
Bundestag ein namentlich benannter Kandidat als 
Nachfolger zur Wahl vorgeschlagen wird. Anträge, 
die diesen Voraussetzungen nicht entsprechen, 
dürfen nicht auf die Tagesordnung gesetzt werden. 

(3) Ein Nachfolger ist, auch wenn mehrere Wahl- 
vorschläge gemacht sind, in einem Wahlgang mit 
verdeckten Stimmzetteln zu wählen. Er ist nur dann 
gewählt, wenn er die Stimmen der Mehrheit der 
Mitglieder des Bundestages auf sich vereinigt. 
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§ 95 

entfällt 

siehe § 89 


§ 97 

Selbständige Anträge von Mitgliedern 
des Bundestages 

(1) Selbständige Anträge von Mitgliedern des 
Bundestages müssen von mindestens soviel Mitglie- 
dern des Bundestages unterschrieben sein, wie einer 
Fraktionsstärke entspricht, und die Eingangsformel 
tragen „Der Bundestag wolle beschließen"; soweit 
sie einen Gesetzentwurf enthalten, müssen sie, im 
übrigen können sie mit einer kurzen Begründung 
versehen werden. 

Absatz 2 entfällt 


(3) Berät ein Ausschuß, dessen Verhandlungen 
nicht vertraulich sind, Anträge von Mitgliedern des 
Bundestages, so ist den Erstunterzeichnern zur 
Wahrnehmung ihrer Rechte nach § 73 Abs. 8 oder 10 
die Tagesordnung zu übermitteln. 

§ 98 

Anträge nach Artikel 67 des Grundgesetzes 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Ein Nachfolger ist, auch wenn mehrere Wahl- 
vorschläge gemacht sind, in einem Wahlgang mit 
verdeckten Stimmzetteln (§ 54 a) ZU wählen. Er ist 
nur dann gewählt, wenn er die Stimmen der Mehr- 
heit der Mitglieder des Bundestages auf sich ver- 
einigt. 
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(4) Zwischen dem Antrag und der Wahl müssen 
achtundvierzig Stunden liegen. 

§ 99 

Beratung von Anträgen 

(1) Anträge, die keinen Gesetzentwurf enthalten, 
werden sofort beraten oder ohne Beratung an einen 
Ausschuß überwiesen. 

(2) Auch wenn Anträge nicht gedruckt vorliegen 
oder nicht auf der Tagesordnung stehen, kann dar- 
über abgestimmt werden, wenn nicht fünf Mitglieder 
des Bundestages widersprechen. 

(3) Wird in die Beratung eingetreten, so erhält 
ein Antragsteller zur Begründung das Wort. Ent- 
hält der Antrag einen Gesetzentwurf, dann schließt 
sich an die Begründung die erste Beratung an. Einem 
der Antragsteller steht das Schlußwort zu. 

§ 100 

Änderungsanträge 

Änderungsanträge zu Anträgen, die keinen Ge- 
setzentwurf enthalten, müssen von soviel Mitglie- 
dern des Bundestages, wie einer Fraktionsstärke 
entspricht, unterstützt werden. Ein zurückgezogener 
Antrag kann unter gleichen Voraussetzungen wieder 
aufgenommen werden. Im übrigen gelten für An- 
träge sinngemäß die Vorschriften für Gesetzesvor- 
lagen. 

§ 105 

Große Anfragen 

Große Anfragen an die Bundesregierung sind dem 
Präsidenten schriftlich einzureichen. Sie müssen kurz 
und bestimmt gefaßt und von soviel Mitgliedern 
des Bundestages, wie einer Fraktionsstärke ent- 
spricht, unterzeichnet sein; sie sind schriftlich zu 
begründen. 

§ 106 

Beantwortung und Beratung 
von Großen Anfragen 

Der Präsident teilt der Bundesregierung die Große 
Anfrage mit und fordert schriftlich zur Erklärung auf, 
ob und wann sie antworten werde. Nach Eingang der 
schriftlichen Beantwortung wird die Große Anfrage 
auf die Tagesordnung gesetzt. Die Beratung muß er- 
folgen, wenn mindestens soviel Mitglieder des Bun- 
destages, wie einer Fraktionsstärke entspricht, es 
verlangen. 


Beschlüsse des 1. Ausschusses 

(4) unverändert 


§ 99 

Beratung von Anträgen 

(1) unverändert 

(2) Auch wenn Anträge nicht verteilt sind oder 
nicht auf der Tagesordnung stehen, kann darüber 
abgestimmt werden, wenn nicht fünf Mitglieder des 
Bundestages widersprechen. 

Absatz 3 entfällt 


§ 100 

Änderungsanträge 

Änderungsanträge zu Anträgen, die keinen Ge- 
setzentwurf enthalten, müssen von soviel Mitglie- 
dern des Bundestages unterstützt werden, wie einer 
FTaktionsstärke entspricht. Ein zurückgezogener An- 
trag kann unter gleichen Voraussetzungen wieder 
aufgenommen werden. Im übrigen gelten für An- 
träge sinngemäß die Vorschriften für Gesetzesvor- 
lagen. 

§ 105 

Große Anfragen 

Große Anfragen an die Bundesregierung sind dem 
Präsidenten schriftlich einzureichen. Sie müssen kurz 
und bestimmt gefaßt und von soviel Mitgliedern 
des Bundestages unterzeichnet sein, wie einer Frak- 
tionsstärke entspricht; sie sind schriftlich zu begrün- 
den. 

§ 106 

Beiantwortung und Beratung 
von Großen Anfragen 

Der Präsident teilt der Bundesregierung die Große 
Anfrage mit und fordert schriftlich zur Erklärung 
auf, ob und wann sie antworten werde. Nach Ein- 
gang der schriftlichen Beantwortung wird die Große 
Anfrage auf die Tagesordnung gesetzt. Die Bera- 
tung muß erfolgen, wenn mindestens soviel Mitglie- 
der des Bundestages es verlangen, wie einer Frak- 
tionsstärke entspricht. 
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§ 107 

Anträge zu Großen Anfragen 

Wird bei der Beratung ein Antrag gestellt, so 
muß er von soviel anwesenden Mitgliedern des 
Bundestages, wie einer Fraktionsstärke entspricht, 
unterstützt werden; eine kurze schriftliche Begrün- 
dung ist zulässig. Zu seiner Prüfung kann dieser 
Antrag einem Ausschuß überwiesen oder die Ab- 
stimmung auf den nächsten Sitzungstag verschoben 
werden. 

§ 108 

Ablehnung der Beantwortung 

Lehnt die Bundesregierung überhaupt oder für die 
nächsten drei Wochen die Beantwortung der Großen 
Anfrage ab, so kann der Bundestag die Große 
Anfrage zur Beratung auf die Tagesordnung setzen. 
Die Beratung muß erfolgen, wenn mindestens soviel 
Mitglieder des Bundestages, wie einer Fraktions- 
stärke entspricht, es verlangen. Vor der Beratung 
kann einer der Anfragenden das Wort zu einer zu- 
sätzlichen mündlichen Begründung erhalten. 

§ 110 *) 

Kleine Anfragen 

(1) Soviel Mitglieder des Bundestages, wie einer 
Fraktionsstärke entspricht, können von der Bundes- 
regierung Auskunft über bestimmt bezeichnete Tat- 
sachen der Kleinen Anfragen verlangen. Die Fragen 
sind dem Präsidenten mit kurzer Begründung schrift- 
lich einzureichen. 

(2) Der Präsident setzt die zugelassenen Fragen 
auf die Tagesordnung, sobald die Bundesregierung 
zur Beantwortung bereit ist. Ist das Mitglied des 
Bundestages mit der schriftlichen Beantwortung nicht 
zufrieden oder erfolgt keine Beantwortung innerhalb 
von vierzehn Tagen, so kann er seine Frage in der 
Fragestunde erneut Vorbringen. 


§ 111 

Mündliche Anfragen — Fragestunde 

Jedes Mitglied des Bundestages ist berechtigt, 
kurze Mündliche Anfragen an die Bundesregierung 
zu richten. Das Verfahren ergibt sich aus den Richt- 
linien für die Fragestunde (Anlage 2). 

*) Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat vom 23. Fe- 
bruar 1950 wird lediglich in den amtlichen Mitteilun- 
gen, die ohne Verlesung in den stenographischen 
Bericht aufgenommen werden, bekanntgegeben, daß 
die Antwort der Bundesregierung eingegangen ist und 
unter welcher Drucksachennummer sie verteilt wird. 


Beschlüsse des 1. Ausschusses 

§ 107 

Anträge zu Großen Anfragen 

Wird bei der Beratung ein Antrag gestellt, so muß 
er von soviel anwesenden Mitgliedern des Bundes- 
tages unterstützt werden, wie einer Fraktionsstärke 
entspricht; eine kurze schriftliche Begründung ist zu- 
lässig. Zu einer Prüfung kann dieser Antrag einem 
Ausschuß überwiesen oder die Abstimmung auf 
den nächsten Sitzungstag verschoben werden. 

§ 108 

Ablehnung der Beantwortung 

Lehnt die Bundesregierung überhaupt oder für die 
nächsten drei Wochen die Beantwortung der Großen 
Anfrage ab, so kann der Bundestag die Große An- 
frage zur Beratung auf die Tagesordnung setzen. 
Die Beratung muß erfolgen, wenn mindestens soviel 
Mitglieder des Bundestages es verlangen, wie einer 
Fraktionsstärke entspricht. Vor der Beratung kann 
einer der Anfragenden das Wort zu einer zusätz- 
lichen mündlichen Begründung erhalten. 

§ 110 

Kleine Anfragen 

(1) Soviel Mitglieder des Bundestages, wie einer 
Fraktionsstärke entspricht, können von der Bundes- 
regierung Auskunft über bestimmt bezeichnete Be- 
reiche in Kleinen Anfragen verlangen. Die F agen 
sind dem Präsidenten schriftlich einzureichen; sie 
können kurz begründet werden. 

(2) Der Präsident teilt der Bundesregierung die 
Fragen mit und fordert sie auf, die Fragen schriftlich 
zu beantworten. Sind die Fragesteller mit der Be- 
antwortung nicht zufrieden oder erfolgt keine Be- 
antwortung innerhalb von vierzehn Tagen, so kön- 
nen die Fragesteller ihre Fragen als Mündliche An- 
fragen nach den Richtlinien für die Fragestunde 
(§ 111) oder als Große Anfragen (§ 106) an die Bun- 
desregierung richten. 

§ 111 

Fragestunde 

Jedes Mitglied des Bundestages ist berechtigt, 
kurze Mündliche Anfragen an die Bundesregierung 
zu richten. Das Verfahren wird in den Richtlinien 
für die Fragestunde geregelt (Anlage 2). 
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§ 116 c 

Beratung von Berichten des Wehrbeauftragten 

(1) Der Wehrbeauftragte hat bei der Beratung der 
von ihm vorgelegten Berichte das Wort zu ergreifen, 
wenn ein Mitglied des Bundestages es verlangt und 
das Verlangen die Zustimmung von soviel anwesen- 
den Mitgliedern des Bundestages, wie einer Frak- 
tionsstärke entspricht, findet. Dasselbe gilt, wenn er 
zur Beratung eines sonstigen Punktes der Tagesord- 
nung gemäß Absatz 2 herbeigerufen wird. 

(2) Jedes Mitglied des Bundestages kann die Her- 
beirufung des Wehrbeauftragten zu den Sitzungen 
des Bundestages verlangen. Dem Verlangen ist zu 
entsprechen, wenn soviel anwesende Mitglieder des 
Bundestages, wie einer Fraktionsstärke entspricht, 
zustimmen. 

§ 121 

Beurkundung der Beschlüsse 

(1) Der Präsident vollzieht die Protokollierung 
der Beschlüsse mit den diensttuenden Schriftführern. 
Das Protokoll liegt während der nächsten Sitzung 
zur Einsicht auf und gilt als genehmigt, wenn bis 
zum Schluß der Sitzung kein Einspruch erhoben wird. 

(2) Das Protokoll enthält außer den Beschlüssen 
die amtlichen Anzeigen des Präsidenten und die An- 
fragen mit der Feststellung ihrer Beantwortung. 

§ 122 

Einspruch gegen das Protokoll 

Wird das Protokoll beanstandet und der Einspruch 
nicht durch die Erklärung der Schriftführer behoben, 
so befragt der Präsident den Bundestag. Wird der 
Einspruch für begründet erachtet, so ist die neue 
Fassung der beanstandeten Stelle noch während der 
Sitzung vorzulegen. 

§ 126 

Unerledigte Gegenstände 

Am Ende der Wahlperiode oder im Falle der Auf- 
lösung des Bundestages gelten alle Vorlagen, An- 
träge, Große und Kleine Anfragen mit Ausnahme 
der Petitionen als erledigt. 


§ 131 

Fortführung der Geschäfte des Bundestages 

(1) Das Präsidium führt bis zum Zusammentreten 
eines neuen Bundestages seine Geschäfte fort. 


Beschlüsse des 1. Ausschusses 
§ 116c 

Beratung von Berichten des Wehrbeauftragten 

(1) Der Wehrbeauftragte hat bei der Beratung der 
von ihm vorgelegten Berichte das Wort zu ergreifen, 
wenn ein Mitglied des Bundestages es verlangt und 
das Verlangen die Zustimmung von soviel anwesen- 
den Mitgliedern des Bundestages findet, wie einer 
Fraktionsstärke entspricht. Dasselbe gilt, wenn er 
zur Beratung eines sonstigen Punktes der Tagesord- 
nung gemäß Absatz 2 herbeigerufen wird. 

(2) Jedes Mitglied des Bundestages kann die 
Herbeirufung des Wehrbeauftragten zu den Sitzun- 
gen des Bundestages verlangen. Dem Verlangen ist 
zu entsprechen, wenn soviel anwesende Mitglieder 
des Bundestages zustimmen, wie einer Fraktions- 
stärke entspricht. 

§ 121 

Beurkundung der Beschlüsse 

Der Präsident vollzieht die Protokollierung der 
Beschlüsse mit den diensttuenden Schriftführern. 
Das Protokoll wird an die Mitglieder des Bundes- 
tages verteilt und gilt als genehmigt, wenn bis zu 
dem auf die Verteilung folgenden Sitzungstag kein 
Widerspruch erhoben wird. 

Absatz 2 entfällt 


§ 122 

Einspruch gegen das Protokoll 

Wird das Protokoll beanstandet und der Einspruch 
nicht durch die Erklärung der Schriftführer behoben, 
so befragt der Präsident den Bundestag. Wird der 
Einspruch für begründet erachtet, so ist die neue 
Fassung der beanstandeten Stelle dem nächsten 
Sitzungsprotokoll beizufügen. 

§ 126 

Unerledigte Gegenstände 

Am Ende der Wahlperiode oder im Falle der Auf- 
lösung des Bundestages gelten alle Vorlagen, An- 
träge und Anfragen als erledigt. Dies gilt nicht für 
Petitionen und für Vorlagen, die keiner Beschluß- 
fassung bedürfen. 

§ 131 

Fortführung der Geschäfte des Bundestages 

(1) unverändert 
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(2) Die Rechte des Bundestages werden im übri- 
gen durch den Ausschuß nach Artikel 45 des Grund- 
gesetzes wahrgenommen. 


Anlage 3 

Vorläufige Betimmungen über Aussprachen 
zu Fragen von allgemeinen aktuellen Interesse 

1, Aussprache auf Antrag 

(1) Mitglieder des Bundestages in Fraktionsstärke 
können über eine bestimmt bezeichnete Frage von 
allgemeinem aktuellen Interesse eine Aussprache 
beantragen. Der Antrag ist schriftlich beim Präsiden- 
ten einzureichen. 

(2) Der Präsident setzt die Aussprache auf die 
Tagesordnung, wenn im Ältestenrat Einvernehmen 
darüber erzielt wird; ist dies nicht der Fall, unter- 
breitet er den Antrag dem Bundestag zu Beginn der 
nächsten Sitzung. § 76 Abs. 1 und § 77 Abs. 2 der 
Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages finden 
keine Anwendung. 


Beschlüsse des 1. Ausschusses 

(2) Die Rechte des Ständigen Ausschusses sowie 
des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten 
und des Ausschusses für Verteidigung zwischen zwei 
Wahlperioden richten sich nach den Bestimmungen 
der Artikel 45 und 45 a des Grundgesetzes. 


Anlage 3 

Vorläufige Bestimmungen über Aussprachen 
zu Fragen von allgemeinem aktuellen Interesse 

1. Aussprache auf Antrag 

(1) über eine bestimmt bezeichnete Frage von all- 
gemeinem aktuellen Interesse können soviel Mit- 
glieder des Bundestages, wie einer Fraktionsstärke 
entspricht, eine Aussprache beantragen. Der Antrag 
ist schriftlich beim Präsidenten einzureichen. 

(2) unverändert 
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